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Liebe Leserinnen und Leser,

der neue Bundestag ist gewählt und nach
einem berufspolitisch wegen der Sommer-
pause und der Wahlen eher ruhigen letz-
ten Quartal gilt es jetzt, sich auf die neue
Legislaturperiode und die damit verbunde-
nen Vorhaben einer neuen Bundesregie-
rung einzustellen. 

Der Rubrik Aktuelle Themen/Gesetzgebungsvorhaben können
Sie entnehmen, dass uns die „alten“ Gesetzgebungsvorhaben
wahrscheinlich auch in Zukunft beschäftigen werden. Dies gilt si-
cher für den Entwurf eines Gesetzes über elektronische Handels-
register und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensre-
gister (EHUG), da dieses Gesetz europäische Vorgaben zum
elektronischen Handelsregister in nationales Recht umsetzt.
Wegen der voraussichtlichen Bedeutung dieses Gesetzes für die
tägliche Praxis eines jeden Notars haben wir die Stellungnahme
des Deutschen Notarvereins zum EHUG in diesem Heft abge-
druckt. 

Wie international und insbesondere europäisch berufspoliti-
sche Arbeit ausgerichtet sein muss, ergibt sich gleich aus mehre-
ren Beiträgen in diesem Heft. Notar Dr. Kai Woellert berichtet über
eine gemeinsame Exkursion von Notaren aus Estland und Meck-
lenburg-Vorpommern nach Brüssel. Einen Einblick in die Tätigkeit
hauptberuflicher Notare erhielten hochrangig besetzte bosnisch-
herzegowinische und montenegrinische Delegationen bei Besu-
chen in Berlin, Brandenburg und Sachsen. Die Rolle und Funk-
tionsweise des Notars als Partner der europäischen Wirtschaft wur-
de beim Wirtschaftsstammtisch des Bayerischen Notarvereins in
Brüssel erörtert. Und schließlich fragt Notar Dr. Gerd H. Langhein,
Mitglied im Expertennetzwerk zum Europäischen Vertragsrecht, wie
viel Rechtsharmonisierung wir in Europa eigentlich brauchen.

In einem weiteren Beitrag wird über die Arbeit des Schlich-
tungs- und Schiedsgerichtshofes Deutscher Notare (SGH) berich-
tet.

Am 1. September 2005 ist unser bisheriger Geschäftsführer 
Dr. Thomas Schwerin zum Notar in Wuppertal ernannt worden.
Dazu unseren herzlichen Glückwunsch. Ich möchte gleichzeitig die
Gelegenheit nutzen und mich als Nachfolger von Herrn Dr. Schwe-
rin vorstellen. Für die am 19. August 2005 in Mutterschutz und El-
ternzeit gegangene Notarassessorin Keslin Lüdecke-Glaser ist am
9. September der bayerische Kollege Notarassessor Christian Steer
in die Geschäftsleitung des Deutschen Notarvereins nachgerückt.
Wir hoffen, zusammen mit unserem Kollegen Dr. Jens Jeep die
sehr erfolgreiche Arbeit unserer Vorgänger in Berlin und Brüssel
fortsetzen zu können.

Herzlichst Ihr

Andreas Schmitz-Vornmoor
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Zum 31.08.2005 ist Notarassessor
Dr. Thomas Schwerin aus der Ge-
schäftsführung des Deutschen Notar-
vereins ausgeschieden. Er ist mit Wir-
kung zum 01.09.2005 zum Notar in
Wuppertal bestellt worden. Dr. Tho-
mas Schwerin war seit dem
01.01.2003 für den Deutschen Notar-
verein in Berlin tätig. Weiter hat sich
Notarassessorin Keslin Lüdecke-Gla-

ser am 19.08.2005 in Mutterschutz
und Elternzeit verabschiedet. Frau Lü-
decke-Glaser ist seit dem 12. Januar
2004 Mitglied der Geschäftsführung
des Deutschen Notarvereins in Berlin.
Der Deutsche Notarverein dankt Herrn
Dr. Schwerin und Frau Lüdecke-Glaser
für ihr jeweils außerordentlich wert-
volles berufspolitisches Engagement.
Beide haben während ihrer Zeit in der
Geschäftsführung für den Berufsstand
wertvolle Kontakte geknüpft und eine
Reihe von Stellungnahmen zu Gesetz-
gebungsvorhaben entworfen. Herr Dr.
Schwerin hat außerdem die Interessen
des Berufsstandes bei Stellenbeset-
zungsverfahren in vielen Stellungnah-
men gegenüber dem Bundesverfas-
sungsgericht wirkungsvoll vertreten.
Der Deutsche Notarverein wünscht
Herrn Dr. Schwerin alles Gute für sein
Wirken als Notar in Wuppertal. Frau Lü-
decke-Glaser wird nach Ablauf ihrer El-
ternzeit dem Deutschen Notarverein
möglicherweise erneut zur Verfügung
stehen. Bis dahin wünscht der Deut-
sche Notarverein ihr und ihrer Familie
einen gelungenen Start in das Famili-

enleben mit Kind.

Im Brüsseler Büro des Deutschen
Notarvereins ist die Mitarbeiterin Frau
Angelika Albanese ausgeschieden, um
demnächst ein Studium in England
aufzunehmen. Sie hat im Zeitraum
vom 01.09.2003 bis zum 20.07.2005
die Geschäftsführung des Deutschen
Notarvereins in Brüssel tatkräftig
unterstützt. Der Deutsche Notarverein
dankt Frau Albanese für ihren Einsatz
und wünscht ihr beruflich und privat
alles Gute für die Zukunft.

Neu in der Geschäftsführung des
Deutschen Notarvereins sind seit dem
09. August 2005 Herr Notarassessor
Andreas Schmitz-Vornmoor und seit
dem 09. September 2005 Herr Notar-
assessor Steer. Herr Schmitz-Vorn-
moor kommt von der Rheinischen No-
tarkammer, Herr Steer von der Lan-
desnotarkammer Bayern. Zusammen
mit Dr. Jens Jeep, der weiterhin das
Brüsseler Büro leitet, betreuen sie in
Zukunft die Tätigkeit des Deutschen
Notarvereins. ASV
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Personelle Veränderungen in der Geschäftsstelle 
des Deutschen Notarvereins
Wechsel in der Geschäftsführung

Vor der Geschäftsstelle des Deutschen Notar-
vereins in Berlin: (v.l.) Vonhof-Stolz, Lüdecke-
Glaser, Zander, Schmitz-Vornmoor, Dr. Jeep,
Steer

Mehr Einigung als Streit
Praxisbericht aus der Tätigkeit des Schlichtungs- und Schiedsgerichtshofs
Deutscher Notare

Notarassessorin Keslin Lüdecke-Glaser, Potsdam

Anfang des Jahres 2000 hat der
Schlichtungs- und Schiedsgerichtshof
Deutscher Notare (SGH) seine Tätig-
keit aufgenommen. Er bietet seitdem
den deutschen Notaren einen festen
Rahmen für die Wahrnehmung
schlichtender und streitentscheiden-
der Schiedstätigkeit. Für diese ist der
Notar angesichts seiner berufstypi-
schen Unabhängigkeit und Neutralität,
Sachkunde und Lebenserfahrung be-

sonders geeignet. Sowohl über die
Hintergründe der Einrichtung des SGH
als auch zur Ausgestaltung des Ver-
fahrens unter besonderer Berücksich-
tigung des Schlichtungsgedankens ha-
ben Dr. Wolfsteiner, notar 1999,
115 ff. und Professor Dr. Wegmann,
notar 1999, 122 ff. berichtet. Ferner
hat der notar Anregungen für Schieds-
klauseln, notar 2002, S. 64 ff. veröf-
fentlicht und über die Anerkennung als

Gütestelle im Saarland berichtet, notar
2002, S. 91 f.

Seit Aufnahme seiner Tätigkeit hat
der SGH einige Verfahren erfolgreich
durchgeführt, weitere Verfahren sind
anhängig. Über die zwischenzeitlich
gemachten Erfahrungen soll im fol-
genden kurz berichtet werden, insbe-
sondere über den Ablauf des Verfah-
rens in der Praxis. 
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Hervorzuheben ist gleich zu Be-
ginn die Kürze des schiedsgericht-
lichen Verfahrens: Regelmäßig liegt
zwischen dem Eingang eines Schlich-
tungs- oder Schiedsantrags beim SGH
und der Beendigung des Verfahrens
ein Zeitraum von nicht mehr als 6 Mo-
naten, dies inklusive der verfahrenser-
öffnenden Maßnahmen bis zur Zustel-
lung der Schiedsklage an die andere
Partei. Dabei wird die Annahme des
Antrages durch den SGH von der Leis-
tung eines Kostenvorschusses abhän-
gig gemacht. Gleichzeitig mit der Zu-
stellung stellt der Sekretär des SGH,
Notar Prof. Dr. Wegmann, Ingolstadt,
den Spruchkörper zusammen und be-
stimmt in Abstimmung mit dem Vor-
sitzenden des Spruchkörpers den Ort
des schiedsrichterlichen Verfahrens.
Der Spruchkörper bestand bisher
grundsätzlich aus einem Vorsitzenden
und zwei Beisitzern. In einem der
zwischenzeitlich zum Abschluss ge-
brachten Verfahren einigten sich die
Parteien jedoch auf einen Einzel-
schiedsrichter in Person desjenigen
Notars, der auch die Schiedsvereinba-
rung in der streitgegenständlichen
Scheidungsfolgenvereinbarung beur-
kundet hatte. Überwiegend konnten
die Verfahren auch sonst schon in der
Schlichtungsphase allein von dem Vor-
sitzenden durch einen Schiedsspruch
mit vereinbartem Wortlaut (Schieds-
vergleich) zum Abschluss gebracht
werden, so dass es letztlich keiner Mit-
wirkung der Beisitzer bedurfte. 

Der Vorsitzende, der nach der Ein-
leitung des Verfahrens den weiteren
Ablauf bestimmt, hat dabei in jedem
Verfahrensstadium auf beschleunigte
Erledigung und gütliche Einigung hin-
zuwirken. Dies wird auch praktisch
umgesetzt, wie die kurzen Erledi-
gungszeiten der bisher beim SGH
durchgeführten Verfahren verdeut-
lichen. Hier zeigt sich die besondere
streitschlichtende Kompetenz der No-
tare. 

Sekretär und Vorsitzender werden
bei Schiedsgerichtsverfahren intensiv
vom Sekretariat des SGH unterstützt.
Die Aufgaben des Sekretariats neh-

können. Eingehender Schriftverkehr
der Parteien wird dem Sekretär und
dem Vorsitzendem noch am Tag des
Eingangs im Sekretariat weitergeleitet.
Auch dadurch werden kurze Verfah-
renszeiten gewährleistet.

Als Schiedsrichter waren und sind
bisher sowohl Notare im Hauptberuf
als auch Rechtsanwaltsnotare tätig. Mit
diesen wird durch den Sekretär des
SGH ein Schiedsrichtervertrag ge-
schlossen. Dieser regelt die Übertra-
gung und Übernahme des Verfahrens,
die Höchstpersönlichkeit der Amtsaus-
übung, die Durchführung des Verfah-
rens (beabsichtigte Zeitdauer) und
enthält darüber hinaus Vereinbarun-
gen zur Haftung, zur Vergütung und
zum Aufwendungsersatz. Dem
Schiedsrichter steht für die Übernah-
me und die Durchführung des Verfah-

rens eine Vergütung zu, die wie folgt
nach der Kostenordnung des SGH er-
rechnet wird: Von den vom SGH erho-
benen Gebühren stehen vorab dem
SGH 15 % zu. Die restlichen Gebüh-
ren (zur Verteilung gelangende Ge-
bühren) werden zwischen den mit
dem Schiedsgerichtsverfahren befas-
sten Richtern verteilt.

Die bisherigen Verfahren beruhen
auf Schiedsvereinbarungen, die in den
Jahren 2000 bis 2003 zum Inhalt no-
tarieller Urkunden gemacht wurden.
Inhaltlich handelt es sich überwiegend
um gesellschaftsrechtliche Streitigkei-
ten. Angesichts der umstrittenen Frage
der Schiedsfähigkeit von Beschluss-
mängelstreitigkeiten musste das
Schiedsgericht in einem Verfahren in
einem Zwischenentscheid zunächst
positiv über seine Zuständigkeit befin-
den. In einem anderen Verfahren ging
es um den nachehelichen Unterhalt,
da die Schiedsklausel von den Par-
teien zusammen mit einer Schei-
dungsfolgenvereinbarung beurkundet
worden war. 

Die bisherigen Erfahrungen zei-
gen: die Einrichtung des SGH hat sich
bewährt. Die besondere berufstypi-
sche Kompetenz der Notare lässt sich
auch in Schiedsgerichtsverfahren ein-
bringen, insbesondere deshalb, weil
die Verfahrensordnung des SGH der
Streitschlichtung ihren gleichberech-
tigten Platz neben der Streitentschei-
dung einräumt. Ausgangspunkt jeder
Schlichtung vor dem SGH ist eine ent-
sprechende Schiedsklausel in der no-
tariellen Urkunde. Sie garantiert eine
schnelle und interessengerechte Lö-
sung, sollte es einmal zum Streit kom-
men. (Formulierungsvorschläge für
Schiedsklauseln finden Sie etwa in
notar 2002, S. 64 ff. und im Aufsatz
von Dr. Wolfsteiner in notar 1999,
S. 115, 120, beide auch eingestellt auf
der Homepage des Deutschen
Notarvereins unter http://www.dnotv.
de). 
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men die Geschäftsführer des Deut-
schen Notarvereins in der Berliner Ge-
schäftsstelle und deren Mitarbeiter für
die DNotV GmbH war. Der Sekretär
und der Vorsitzende stimmen die ein-
zelnen Verfahrensschritte jeweils mit
dem Sekretariat ab. Dies erfolgt auf
kurzem Wege: Telefon, Fax und E-Mail
werden rege benutzt und machen es
möglich, dass verfahrensleitende An-
ordnungen von Sekretär bzw. Vorsit-
zendem innerhalb eines Tages durch
das Sekretariat ausgeführt werden
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Die europäische Hauptstadt Brüs-
sel stand vom 11. bis zum 14. Juni
2005 im Mittelpunkt des Interesses ei-
ner 70 Personen starken Gruppe von
Notarinnen, Notaren und ihren Beglei-
tern aus Estland und Mecklenburg-Vor-
pommern. Es waren vier Tage, prallge-
füllt mit Erlebnissen, Eindrücken, ge-
haltvollen Vorträgen und mensch-
lichen Begegnungen, die allen Teil-
nehmern in schöner Erinnerung blei-
ben werden. Zu den über 20 Teilneh-
mern aus Estland stieß die ehemalige
Präsidentin der estnischen Notarkam-
mer, Frau Karin Gresser, mit ihrem Gat-
ten, Notar Edmond Gresser aus La
Wantzenau / Frankreich, hinzu. In
Brüssel wurde die Gruppe sehr um-
sichtig von den dortigen Geschäfts-
/Dienststellenleitern des Deutschen
Notarvereins und der Bundesnotar-
kammer, Herrn Dr. Jens Jeep bzw. Frau
Dr. Thekla Schleifenbaum, betreut. Ein
Höhepunkt war die Begegnung mit
dem Europa-Abgeordneten Notar Kurt
Lechner.

Zwischen den Notarinnen und No-
taren in Estland und Mecklenburg-Vor-
pommern bestehen schon seit Anfang
der 1990er Jahre sehr gute Beziehun-
gen. Nach Anzahl und Altersstruktur
der Notarinnen und Notare sowie
nach der Größe der Gebiete sind die
beiden Länder auch gut vergleichbar.
Mehrfach fanden gegenseitig Besuche
statt. Im Juni 2002 verbrachte sogar
eine 40-köpfige Gruppe aus Mecklen-
burg-Vorpommern ein verlängertes
Wochenende in Tallinn mit einem Ta-
gesausflug nach Turku, außerordent-
lich freundlich betreut von den estni-
schen Kolleginnen und Kollegen.

Die gemeinsame Reise nach Brüs-
sel war teilweise auch als Gegeneinla-
dung des Notarbundes Mecklenburg-
Vorpommern gestaltet. So fand – nach
getrenntem Anflug von Tallin bzw.
Hamburg und nach einer ersten mehr
allgemeinen gemeinsamen Stadtbe-
sichtigung – gleich am Ankunftstag, ei-
nem Samstag, auf Einladung des No-

tarbundes Mecklenburg-Vorpommern
ein gemeinsames Abendessen an
bunt gemischten Tischen im schönen
Restaurant „Aux Armes de Bruxelles“
statt. Der Vorsitzende des Notarbun-
des Mecklenburg-Vorpommern, Notar
Dr. Kai Woellert, hielt die Begrüßungs-
worte und Notarin Piret Press aus Tal-
linn in ausgezeichnetem Deutsch für
die Delegation aus Estland die Dan-
kesworte.

Der Sonntag war verschiedenen
Themen-Stadtführungen zu Fuß ge-
widmet. In vier gemischten Gruppen
erlebten die Teilnehmer unterschiedli-
che Aspekte Brüssels, etwa die Altstadt
und die Stadt des Jugendstils.

Der Montag und der Dienstag wa-
ren dann ganz den europäischen The-
men gewidmet. Zunächst trafen sich
die Teilnehmer am Montag zu einem
Empfang in der kleinen Geschäftsstel-
le des Deutschen Notarvereins. Von
dort führte Herr Dr. Jens Jeep die

Gruppe zur Brüs-
seler Dienststelle
der Bundesnotar-
kammer quer
durch das Euro-
paviertel, vorbei
an den Gebäu-
den von Minister-
rat, Europaparla-
ment und Kom-
mission, deren
jeweilige Funk-
tion im Rahmen
der Europäischen
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Wie funktioniert Brüssel?
Notare aus Estland und Mecklenburg-Vorpommern gemeinsam auf Exkursion

Notar Dr. Kai Woellert, Wismar

Notare aus
Mecklenburg-
Vorpommern
und Estland vor
dem Europäi-
schen Parla-
ment in Brüssel
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Gesetzgebung so anschaulich erläu-
tert werden konnte. In der Dienststel-
le der Bundesnotarkammer standen
deren Leiterin, Frau Dr. Thekla Schlei-
fenbaum, sowie Herr Ulrich Stege von
der CNUE (Conférence des Notariats
de l’Union Européenne) zu sehr in-
struktiven Vorträgen bereit. Beide und
auch Herr Dr. Jens Jeep berichteten
von der täglichen Arbeit der notariel-
len Organisationen auf dem Brüsseler
Kampffeld. Die Notarinnen und Nota-
re aus Estland und Mecklenburg-Vor-
pommern – manche wohl zum ersten
Mal so hautnah und lebendig – wur-
den eingeführt in die komplexen Ent-
scheidungsstrukturen, zugleich aber
auch in die Mitgestaltungs-Chancen
für anerkannte Verbandslobbyisten,
dargestellt an einigen ausgesuchten
Beispielen wie den Arbeiten an den
Richtlinien zur Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen und der grenzüber-
schreitenden Erbringung von Dienst-
leistungen. Der Tag endete in geselli-
ger Runde auf dem Place Jourdan bei

einer anerkannten europäischen Pom-
mes-Frites-Institution.

Der Dienstag gehörte (vor dem
abendlichen Abflug in die Heimatlän-
der) dem Europäischen Parlament.
Kurt Lechner, Notar aus Rheinland-
Pfalz und MdEP, erwartete seine No-
tarkolleginnen und -kollegen aus Est-
land und Mecklenburg-Vorpommern
zu einer Führung durch das Gebäude
des Europäischen Parlaments, ein-
schließlich Plenarsaal und Abgeordne-
tenräume, und zu einem ausführ-
lichen Gespräch in Begleitung seiner
Assistentin, Frau Miriam Nöhring, und
sehr freundlicherweise auch von Frau
Dr. Thekla Schleifenbaum, BNotK. Für
alle Teilnehmer erwies sich diese Ein-
führung in die Erfahrungswelt eines
Europa-Abgeordneten als sehr erhel-
lend und auch Zuversicht ausstrah-
lend, dahingehend nämlich, dass die
europäische Krise, über die in jenen
Tagen viel gesprochen wurde, lösbar
ist, einfach deshalb, weil es keine ver-

nünftige Alternative zu einem Verein-
igten Europa gibt.

Nach diesen erlebnisreichen Tagen
in Brüssel ist Dank abzustatten an die
hilfreichen Kräfte im Vorfeld (hier ins-
besondere an Herrn Till Franzmann,
bis Anfang 2005 Geschäftsführer des
Deutschen Notarvereins in Brüssel)
und während der Veranstaltung vor Ort
(neben den bereits Genannten auch
Frau Angelica Albanese). Und es ist die
Quintessenz zu ziehen, dass die Brüs-
seler Tage so manchen Kolleginnen
und Kollegen die Augen geöffnet ha-
ben dafür, wie stark unser Berufsstand
auf die Geschehnisse in den europäi-
schen Gremien achten muss – vor Ver-
kündung der Richtlinien.
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Treffen in der
europäischen
Hauptstadt:
(v.l.) Dr. Thekla
Schleifen-
baum, BNotK,
Katrin Simmer-
mann, Estni-
sche Notar-
kammer, Dr.
Kai Woellert,
Notarbund
Mecklenburg-
Vorpommern

Das Brüsseler A bis Z kennt 
vor allem das P: von Politik bis
Pommes.
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Der Deutsche Notarverein begrüßt
den Ansatz zur Schaffung von mehr
Transparenz, der letztlich bereits durch
die Richtlinienumsetzung vorgegeben
ist. Da die Umsetzungsfrist, der 1. Ja-
nuar 2007, näher rückt, liegt ein zügi-
ges Gesetzgebungsverfahren im Inte-
resse der Notare, denen nach Inkraft-
treten genügend Zeit verbleiben muss,
um die technischen Voraussetzungen
für die elektronische Registerführung
in ihren Notariaten herzustellen.

Entgegen der teilweise in der Öf-
fentlichkeit geführten Diskussion um
eine Aufweichung der notariellen Be-
glaubigungszuständigkeiten bei Han-
delsregisteranmeldungen sieht der
Entwurf vor, dass Anmeldungen zur
Eintragung in das Handelsregister
auch in Zukunft in öffentlich beglau-
bigter Form einzureichen sind. Der
Deutsche Notarverein hält dies für
richtig und zwingend, will man nicht
die Funktionsfähigkeit und Schnellig-
keit der Registergerichte und damit
des Handelsregisters in Frage stellen.
Außerdem schafft der Bundesgesetz-
geber auf diese Weise Planungssi-
cherheit für die notarielle Praxis, die in

den kommenden Monaten einen er-
heblichen Entwicklungs- und Beschaf-
fungsaufwand betreiben muss, um
den veränderten technischen Anfor-
derungen gerecht werden zu können.

Dagegen begegnet die im Gesetz-
entwurf angelegte Konzeption eines
Unternehmensregisters als einer Stel-
le, die neben das Handelsregister tritt
und teilweise zusätzliche Daten be-
reithält, aber keinen öffentlichen Glau-
ben genießen soll, Bedenken:

1. Der Rechtsverkehr, speziell im Aus-
land, erwartet ein Medium, das
ihm die notwendigen Informatio-
nen rasch und aus einer Hand lie-
fert. Für einen Ausländer (und
auch für die meisten deutschen
Nutzer) ist der jetzige Zugang über
www.handelsregister.de nicht zu-
mutbar. Möchte dieser sich bei-
spielsweise über drei verschiede-
ne Unternehmen in drei verschie-
denen Bundesländern informie-
ren, muss er sich heute mit drei
verschiedenen Web-Portalen aus-
einandersetzen. Er muss sich drei
Mal anmelden, drei verschiedene

Zugangscodes verwalten, drei ver-
schiedene Zahlungen leisten. Vor
allem aber muss er wissen, wo er
überhaupt suchen soll. Ihm muss
also das Grundprinzip des deut-
schen Handelsregisters vollum-
fänglich bekannt sein. Und er muss
genügend geographische Kennt-
nisse haben, um zu wissen, dass
das Amtsgericht Osnabrück in
Niedersachsen und das Amtsge-
richt Hagen in Nordrhein-Westfa-
len zu finden sind. Außerdem
muss er perfekte Deutschkennt-
nisse haben, um sich durch diese
Informationsflut zu arbeiten. Es ist
vor diesem Hintergrund zu fragen,
ob man überhaupt davon spre-
chen kann, die Informationen
seien öffentlich zugänglich.

Der Rechtsverkehr erwartet im
Gegensatz zum aktuellen System,
eine Adresse, über die er Zugang
zu allen relevanten Informationen
bekommt – so wie es heute bereits
in Österreich, der Schweiz oder
dem Vereinigten Königreich mög-
lich ist.
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Entwurf eines Gesetzes über elektronische Handels-
register und Genossenschaftsregister sowie das
Unternehmensregister (EHUG) – 
Stellungnahme des Deutschen Notarvereins

Das Bundesministerium der Jus-
tiz hat am 6. April 2005 den Refe-
rentenentwurf eines Gesetzes über
elektronische Handelsregister und
Genossenschaftsregister sowie das
Unternehmensregister (EHUG) vor-
gelegt. Der Gesetzentwurf dient der
Umsetzung der EU-Publizitätsrichtli-
nie 2003/109/EG und der EU-Trans-
parenzrichtlinie 2004/109/EG. Da-
nach müssen die Handelsregister bis
zum 1.1.2007 zwingend auf elektro-
nische Registerführung umgestellt
und über ein einheitliches Internet-
portal einsehbar sein. Unterlagen

müssen in elektronischer Form zum
Handelsregister eingereicht werden.
Die damit verbundenen Herausfor-
derungen für den einzelnen Notar
beschäftigen derzeit auch intensiv
die Bundesnotarkammer, die in en-
ger Zusammenarbeit mit der Justiz-
verwaltung technische Lösungen für
den elektronischen Rechtsverkehr
entwickelt. 

Den Entwurfstext des EHUG fin-
den Sie auf der Internetseite des
Bundesministeriums für Justiz unter
http://www.bmj.bund.de/media/ar-
chive.890.pdf.

Der Entwurf ist in der 15. Legis-
laturperiode nicht mehr in das Ge-
setzgebungsverfahren eingebracht
worden. Es ist jedoch davon auszu-
gehen, dass sich auch die neue
Bundesregierung zur Umsetzung der
europarechtlichen Vorgaben schon
bald wieder mit dem Thema be-
schäftigen wird.

Der Deutsche Notarverein hat
zum Referentenentwurf des EHUG
die nachfolgend abgedruckte Stel-
lungnahme abgegeben.
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Davon zu trennen ist die Frage, wie
die Informationen zu dieser Adres-
se kommen, wo sie verwaltet wer-
den, wer die Eintragungsvoraus-
setzungen auf welche Art und
Weise prüft. Dies wird vor allem
den Nutzer so lange nicht interes-
sieren, wie er sich darauf verlassen
kann, dass die Informationen, die
er an einem Ort einsehen kann,
richtig sind bzw. sein Vertrauen auf
diese Richtigkeit geschützt ist.

Dieses System, z.B. eines gemein-
samen Portals in eigener Träger-
schaft oder in der zeitlich befriste-
ten Hand eines aufgrund Aus-
schreibung ermittelten Privatunter-
nehmens (wie die Fa. Wendt in Ös-
terreich), sollten die Länder mit
dem Bund gemeinsam schaffen
(und hätten dazu seit dem RegV-
BeschlG von 1993 eigentlich
durchaus Zeit gehabt). Ein solches
– sehr benutzerfreundliches – ge-
meinsames Portal hat z.B. auch die
Schweiz, der man keine zentralisti-
sche Tendenzen nachsagen kann.

Speziell für die Notare als ständige
Nutzer der Handelsregister sollte
eine einzige Anmeldung (am ein-
fachsten durch die digitale Signa-
tur) bei diesem Provider für alle
Handelsregister ausreichen, damit
die Stammdaten nicht 16-fach ver-
waltet werden müssen. Wer als
deutscher Notar das österreichi-
sche Firmenbuch nutzt, weiß um
die Vorteile des dortigen Systems,
das immerhin auch eine Leistung
eines föderativ verfassten Bundes-
staates ist. Gleiches gilt für die
Schweizer Handelsregisterämter.

2. Die Stärke des deutschen Han-
delsregister ist seine große Sicher-
heit im Bereich der Vertretungs-
verhältnisse (Verkehrsschutzge-
danke). Schwächen hat Deutsch-
land hingegen im Bereich der ka-
pitalmarktrelevanten Informatio-
nen (Jahresabschlüsse, Beteili-
gungsverhältnisse, kapitalrelevan-
te Beschlüsse). Die Stärken zu
wahren und die Schwächen zu be-

seitigen, muss das Ziel der aktuel-
len Reform sein.

3. Der Entwurf des EHUG will die ge-
nannten Informationen bereitstel-
len in Form

– elektronisch übermittelter
Urkunden;

– elektronischer Satzungen;
– elektronischer Gesellschafter-

listen

im Handelsregister sowie

– elektronischer Bilanzen
– elektronischer Meldungen

nach WPHG, WPÜG, AktG etc.

im Unternehmensregister.

Die massive Ausweitung der Infor-
mationskraft des elektronischen
Mediums (zu Lasten der Printme-
dien) ist ein mutiger und berech-
tigter Schritt in die richtige Rich-
tung. 

4. Durch das Konzept des EHUG wird
die bereitgestellte Information
allerdings auseinander gerissen.
Das ist bedauerlich, zum einen aus
der Sicht des Kaufmanns, für den
es einfacher ist, alle Anmelde- und
Offenlegungspflichten bei einer
Stelle erledigen zu können (one
stop shop), zum anderen für den
Rechtsverkehr, der alle ein Unter-
nehmen betreffenden Informatio-
nen bei einer Stelle bekommen
möchte. 

Die Duplizierung des Handelsre-
gisters im Unternehmensregister
hat aber einen entscheidenden
Nachteil: Der Rechtsverkehr wird
alle Informationen gleich aus dem
Unternehmensregister beziehen,
da das Handelsregister ihm diese
nicht vollständig gibt. Das entwer-
tet aber § 15 HGB (der nur für das
Handelsregister gilt, nicht für das
Unternehmensregister, in dem
aber jeder nachsehen wird, weil er
dort alle Informationen findet).
Das Handelsregister wäre auf die

Funktion eines Zulieferers zum
Unternehmensregister reduziert
und hätte nach außen hin eigent-
lich nur noch für Notare wegen der
Bescheinigung nach § 21 BNotO
Bedeutung. Dies erscheint nicht
angemessen.

Das vorgeschlagene System von
Handelsregister und parallelem
Unternehmensregister, das jedoch
keinen öffentlichen Glauben ge-
nießt, würde somit neue Probleme
schaffen.

5. Diese Erkenntnis sollte und muss
jedoch nicht dazu führen, dass die
lokalen Registergerichte und Han-
delsregister abgeschafft und durch
eine zentrale Unternehmensregis-
terbehörde abgelöst werden, de-
ren Publikationsorgan ein deutsch-
landweites Unternehmensregister
wäre. Entscheidend ist nämlich
nicht die Frage, ob im Hintergrund
eine oder mehrere Datenbanken
einzurichten sind, oder ein oder
mehrere Registergerichte die An-
träge prüfen und über die Eintra-
gung entscheiden, sondern nur, ob
sich das Ergebnis der Prüfung und
Eintragung für den Kaufmann und
den Nutzer als einheitliches Infor-
mationsportal offenbart. 

6. Man kann es vielmehr grundsätz-
lich (nicht zuletzt aufgrund der
Länderkompetenz auf diesem Ge-
biet) bei der Existenz lokaler Han-
delsregister belassen und könnte
dennoch die oben beschriebenen
Ziele erreichen. Ein entsprechen-
des System würde die folgenden
drei Elemente aufweisen: 

(1) Ein einheitliches Portal (oder
aus Nutzersicht: das Deutsche
Unternehmensregister) stellt für
den Rechtsverkehr alle unterneh-
mensrelevanten und publizitäts-
pflichtigen Daten auf einen Blick
und einen Klick bereit. Es bietet da-
rüber hinaus umfassende Such-
funktionen. Dabei wird unmittelbar
auf die Inhalte der einzelnen Han-
delsregister zugegriffen, so dass
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die bereitgestellte Information den
öffentlichen Glauben des § 15
HGB genießt. Das Unternehmens-
register stellt daneben auch die In-
formationen zur Verfügung, die
keinen öffentlichen Glauben ge-
nießen. Von hier aus könnte zu-
dem der unmittelbare Zugriff auf
den elektronischen Bundesanzei-
ger erfolgen. Ein derart erstellter –
unbeglaubigter oder vom Notar
beglaubigter – Unternehmensre-
gisterauszug würde zudem optisch
so gestaltet sein, dass dem – auch
juristisch nicht versierten – Nutzer
deutlich wird, welche Aussagekraft
den einzelnen Eintragungen zu-
kommt und auf welchem zeit-
lichen Stand diese sind.

Dies würde bedeuten, dass Infor-
mationsquelle für die von § 15
HGB erfassten Tatsachen weiterhin
das Handelsregister ist, Informa-
tionsträger jedoch der Unterneh-
mensregisterauszug. Oder anders
formuliert: Das Unternehmensre-
gister ist insoweit Handelsregister
im Sinne des § 15 HGB, wie die ab-
gerufenen Informationen unmittel-
bar dem Handelsregister entstam-
men.

(2) Das dezentral geführte Han-
delsregister mit den lokalen Regis-
tergerichten sollte trotz zentralem
Zugang auf die Daten weiterhin
Vorprüfungsstelle für die anmel-
dungspflichtigen Informationen
sein, gleich ob sie den öffentlichen
Glauben des Handelsregisters ge-
nießen oder nicht. Das Gericht
überwacht dann vor Ort z.B. die
Einreichung der Abschlüsse und
erzwingt diese mit den Mitteln des
FGG, ohne dass es der Beleihung
des Unternehmensregisters mit
hoheitlichen Funktionen bedürfte
(vgl. § 329 HGB i.d.F. des EHUG).
Der Meldeweg nach § 329 Abs. 4
HGB i.d.F. des EHUG und der hier-
mit verbundene zusätzliche Büro-
kratieaufwand wären überflüssig.
Das Entstehen einer weiteren Ka-
pitalmarkt-Superbehörde neben
der BaFin in Gestalt des Unterneh-

mensregisters würde zugleich ver-
hindert.

(3) Die Länder und der Bund rich-
ten gemeinsam das Unterneh-
mensregister ein, das als einheitli-
ches Portal für Abfragen wie An-
meldungen dient. Die Führung der
Handelsregister bleibt im Übrigen
den Ländern vorbehalten. Die On-
line-Einsicht in die einzelnen Han-
delsregister nach den bisherigen
Systemen würde durch die Einsicht
in das umfassendere Unterneh-
mensregister ersetzt.

7. In einem nächsten Schritt sollte die
kapitalmarktrechtliche Funktion
dieses Unternehmensregisters ge-
stärkt werden. Denkbar wäre –
schon zur Entlastung der BaFin, die
nicht zur deutschen SEC werden
sollte – die Einreichung von ad-
hoc-Mitteilungen (entgegen § 8
Abs. 3 Nr. 9 HGB i.d.F. des EHUG)
bei diesem Verbund. Der Rechts-
verkehr würde auch diese Infor-
mationen dort erwarten. 

In einem weiteren Schritt könnte
über das Portal auch der Zugriff auf
die Gewerberegister eröffnet wer-
den. Die Vernetzung der Daten-
banken der Gewerbeämter, der
Sozialversicherungsträger, der
Agenturen für Arbeit und schließ-
lich auch der Finanzverwaltung
würde zum einen die Effizienz der
öffentlichen Verwaltung steigern,
zum anderen die Vielzahl der An-
meldepflichten des Bürgers erheb-
lich reduzieren.

8. Abschließend sei die Frage nach
den Kosten gestellt. Sieht man in
der Publizitätspflicht zugleich die
Aufforderung, den Rechtsverkehr
möglichst einfach und unmittelbar
mit den relevanten Informationen
zu versorgen, dann stellt jede Form
der kostenpflichtigen Benutzung
des entsprechenden Registers
eine finanzielle wie administrative
Hürde dar. Es ist bereits jetzt nicht
verständlich, wieso die Einsicht in
das Handelsregister vor Ort (am

Computer in den Räumen des Re-
gisters) kostenfrei ist, jedoch beim
eigentlichen Adressaten (am Com-
puter in den Räumen des Unter-
nehmers) kostenpflichtig. Recht-
fertigung für eine Gebühr kann nur
die (Re)finanzierung des Registers
sein. Doch erscheint es mehr als
fraglich, ob der Rechtsverkehr hier-
für der richtige Schuldner ist. Die
Kosten des einheitlichen Portals
sollten vielmehr von den die Ein-
tragung veranlassenden Unterneh-
men aufgebracht werden. Nur
dann ist auch eine kostendecken-
de Kalkulation möglich. In der Um-
setzung müssten lediglich die Ein-
tragungskosten leicht erhöht und
der entsprechende Mehrbetrag
von den Ländern an den Träger des
Unternehmensregisters überwie-
sen werden. Der gesamte admi-
nistrative Aufwand eines weiteren
Zahlungssystems für Kleinbeträge
würde sich erübrigen, was erhebli-
che Kosten und Mühen spart und
weitere Zugangsbarrieren abbaut.
Die Erzielung von Einkünften jen-
seits der Kostendeckung – und um
solche würde es sich ja bei der po-
litisch gewünschten starken Nut-
zung eines nutzergebührenfinan-
zierten Unternehmensregisters
handeln – stünde im Übrigen nicht
im Einklang mit, sondern im
Widerspruch zum Ziel des Register,
der Sicherung und damit der För-
derung des Rechtsverkehrs durch
größtmögliche Publizität seiner
Einträge. 

Zur technischen Seite des Geset-
zesvorhabens schließen wir uns der
Stellungnahme der Bundesnotarkam-
mer an. 
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Mit der Auflösung des Deutschen
Bundestages durch den Bundspräsi-
denten am 21.07.2005, die vom
Bundesverfassungsgericht mit Urteil
vom 25.08.2005 bestätigt wurde, ist
die 15. Legislaturperiode vorzeitig be-
endet worden. Einige Gesetzgebungs-
vorhaben, über die in den letzten Hef-
ten berichtet wurde, sind daher am
Grundsatz der Diskontinuität geschei-
tert, wonach sämtliche dem Bundes-
tag - nicht aber dem Bundesrat - vor-
liegenden Beschlussvorlagen mit dem
Ende der Legislaturperiode als erledigt
gelten. 

Der vom Bundeskabinett am 01.
Juni 2005 noch beschlossene Entwurf
eines Mindestkapitalgesetzes, das
eine Herabsetzung des Mindest-
stammkapitals von € 25.000,00 auf
€ 10.000,00 vorsah, ist so der Dis-
kontinuität anheim gefallen. Es ist je-
doch davon auszugehen, dass die
neue Bundesregierung das Thema
GmbH-Reform erneut auf die Tages-
ordnung setzen wird, nicht zuletzt
wegen der Konkurrenz mit ausländi-
schen Gesellschaftsformen. Der Deut-
sche Notarverein beschäftigt sich in
diesem Zusammenhang auf Vor-
standsebene bereits intensiv mit eige-
nen Überlegungen zur Reform des
GmbH-Rechts, über die demnächst
ausführlicher berichten werden soll.

Zum Entwurf eines Gesetzes über
elektronische Handelsregister und Ge-
nossenschaftsregister sowie das
Unternehmensregister (EHUG) vgl.
die in diesem Heft S. 114 ff. abge-
druckte Stellungnahme des Deut-
schen Notarvereins.

Zur Umsetzung der am
21.10.2005 in Kraft tretenden Verord-
nung EG Nr. 805/2004 hat das 
EG-Vollstreckungstitel-Durchfüh-
rungsgesetz noch vor Beendigung
der Legislaturperiode das Gesetzge-
bungsverfahren durchlaufen. Der
Bundesrat hat am 17.06.2005 nach
Art. 84 Abs. 1 GG dem Gesetz zuge-

stimmt. Der Deutsche Notarverein hat-
te zum Referentenentwurf der
Bundesregierung Stellung genom-
men. Soweit die Notare schon bisher
vollstreckbare Ausfertigungen erteilen
können, sind sie demnächst auch zu-
ständig für die Bestätigung von voll-
streckbaren notariellen Urkunden als
Europäische Vollstreckungstitel. Die
mit einer solchen Bestätigung verse-
hene notarielle Urkunde wird ab dem
21.10.2005 in der gesamten Europäi-
schen Union mit Ausnahme Däne-
marks als Vollstreckungstitel dienen,
ohne dass es im Vollstreckungsstaat
eines weiteren Verfahrens bedarf.

Über den vom Bundesministerium
der Justiz vorgelegten Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Reform der
Verfahren in Familiensachen und in
Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit (FGG-Reform) wurde
bereits in der letzten Ausgabe des no-
tars berichtet. Aus notarieller Sicht be-
merkenswert sind die Regelungen zu
einem vereinfachten Scheidungsver-
fahren für kinderlose Ehen (§ 143
FGG-E sowie § 17a BeurkG - neu -).
Die scheidungswilligen Ehegatten sol-
len künftig gemeinsam einen Notar
beauftragen und dort die wesent-
lichen Scheidungsfolgen regeln. Der
gerichtliche Anwaltszwang, der derzeit
zu asymmetrischen Vertretungsstruk-
turen führt, wenn nur einer der Ehe-
gatten im Scheidungsverfahren an-
waltlich vertreten ist, soll im verein-
fachten Scheidungsverfahren entfal-
len. Das Bundesministerium der Justiz
hat mittlerweile angekündigt, dass der
bereits vorliegende Referentenent-
wurf noch um Regelungen über das
Verfahren in Nachlasssachen ergänzt
werden soll. Darüber hinaus sollen
noch weitere Bereiche in den Refe-
rentenentwurf eingearbeitet werden.
Dabei handelt es sich insbesondere
um den bisherigen 9. Abschnitt des
FGG (Eidesstattliche Versicherung;
Untersuchung und Verwahrung von
Sachen; Pfandverkauf) und das Frei-
heitsentziehungsgesetz (FEVG). Der

Deutsche Notarverein wird zu dem er-
gänzten Referentenentwurf dann ins-
gesamt Stellung nehmen. Hier ist da-
von auszugehen, dass die FGG-Re-
form auch von der neuen Bundesre-
gierung weiterverfolgt werden wird.

Mit Beschluss vom 28.6.2005
(nachzulesen unter http://www.bver
fg.de/entscheidungen/rk20050628_
1bvr150604.html) hat das Bundes-
verfassungsgericht eine Verfas-
sungsbeschwerde (1 BvR 1506/04),
die ein Stellenbesetzungsverfah-
ren im Bereich der Rheinischen No-
tarkammer betraf, nicht zur Entschei-
dung angenommen. Der in einem an-
deren Bundesland bereits zum Notar
bestellte auswärtige Bewerber war in
dem rheinischen Stellenbesetzungs-
verfahren nicht berücksichtigt worden,
weil dem Belange des abgebenden
Bundeslandes entgegenstanden. Der
sich wegbewerbende Notar hatte
nämlich zum Zeitpunkt seiner Bewer-
bung die Mindestverweildauer noch
nicht erfüllt. Das Bundesverfassungs-
gericht hält es also ohne weiteres für
zulässig, wenn ein Notarstellen aus-
schreibendes Bundesland im Stellen-
besetzungsverfahren auch Belange
des abgebenden Bundeslandes be-
rücksichtigt.

Über das Thema Aufgabenverla-
gerung auf Notare im Kontext der
„Großen Justizreform“ hat der notar
bereits mehrfach berichtet (notar
2004, S. 129 f. sowie notar 2005, S.
91 f.). Zum aktuellen Stand ist hier zu
ergänzen, dass zwischenzeitlich die
von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe
Aufgabenübertragung auf Notare an-
geregte Befragung der gerichtlichen
und notariellen Praxis durchgeführt
worden ist. Demnächst wird es in der
Arbeitsgruppe voraussichtlich um die
Erstellung eines Abschlussberichtes
gehen, der dann der Justizminister-
konferenz noch in diesem Herbst vor-
gelegt werden soll. In den Abschluss-
bericht sollen die Ergebnisse der Pra-
xisbefragung einfließen. 
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Hinsichtlich des Gesetzentwur-
fes zur Änderung des Wohnungs-
eigentumsgesetzes (vgl. notar
2005, S. 93) hat der Bundesrat das
Gesetz behandelt und Änderungen
gewünscht. Ob und inwieweit das Ge-
setzgebungsverfahren durch die neue
Bundesregierung bzw. den neuen
Bundestag wieder aufgegriffen wird,
bleibt abzuwarten. Auch für den Refe-
rentenentwurf eines Gesetzes zu
Neuregelung des Rechtsbera-
tungsrechts (vgl. notar 2005, S. 93),
den Referentenentwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Unterhalts-
rechts (vgl. notar 2005, S. 94) und
die Überlegungen für ein Drittes Be-
treuungsrechtsänderungsgesetz
(vgl. notar 2005, S. 93) stellt sich je-
weils die Frage, inwieweit diese Vor-
haben von einer neuen Bundesregie-
rung weiterverfolgt werden. Das
Zweite Betreuungsrechtsände-
rungsgesetz ist dagegen zum
1.7.2005 in Kraft getreten.

Durch das 4. Gesetz zur Ände-
rung der BNotO, verabschiedet am
17. Juni 2005, wurde § 115 BNotO da-
hingehend geändert, dass im Landes-
teil Baden des Bundeslandes Baden-
Württemberg künftig (auch) selb-
ständige hauptberufliche Notare be-
stellt werden können. Das Justizminis-
terium Baden-Württemberg hat ange-
kündigt, 25 entsprechende Stellen
auszuschreiben und so das Angebot
der Notare im Landesdienst durch
selbständige Notare zu ergänzen.

Noch in diesem Jahr soll sich eine
vom Bundesjustizministerium einge-
setzte Arbeitsgruppe zum Kostenrecht
mit einer Überarbeitung der Kos-
tenordnung beschäftigen. In der Ar-
beitsgruppe wird auch der Deutsche
Notarverein mit  Notar Dr. Christoph
Neuhaus vertreten sein. Vom Bundes-
justizministerium wird eine Strukturre-
form der Kostenordnung beabsichtigt.
Wie in anderen Justizkostengesetzen
auch, soll die Kostenordnung mit ei-
nem Kostenverzeichnis versehen wer-
den. 

In Hamburg ist eine Verordnung

über die gemeinsame Berufsaus-
übung und die Beschäftigung ju-
ristischer Mitarbeiter hauptberuf-
licher Notare in Kraft getreten, die in
hohem Maße in die gewachsenen
Strukturen des hamburgischen Notari-
ats eingreift. Insbesondere bedürfen
Sozietätsvereinbarungen nun der Ge-
nehmigung, die regelmäßig versagt
werden soll, wenn sich mehr als drei
Notare zusammenschließen. Zwar
wird den bestehenden Sozietäten mit
bis zu sieben Notaren in diesem Punkt
ein gewisser Bestandsschutz gewährt,
jedoch scheiden diese Sozietäten auf
Jahrzehnte als Einstiegsmöglichkeit für
junge Notare aus, was den Wissens-
transfer erheblich beeinträchtigt. Dem
Erlass der Verordnung war eine große
Diskussion in den Medien über ihre
Notwendigkeit und Rechtmäßigkeit
vorausgegangen. Ein von der Hambur-
gischen Notarkammer eingeholtes
Rechtsgutachten des CDU-Rechtspoli-
tikers Prof. Rupert Scholz, der dem Ver-
ordnungsentwurf gleich in mehreren
Punkten Verfassungswidrigkeit be-
scheinigte, wurde von dem konserva-
tiven Justizsenator Kusch ignoriert. Un-
klar ist weiterhin, welche Beweggrün-
de die Hamburger Justizbehörde dazu
veranlasst haben, die in Hamburg seit
mehr als 100 Jahren bewährte Tradi-
tion größerer Sozietäten im Eilverfah-
ren zu beenden.  

Die Diskussion um die Reform
der Juristenausbildung (siehe dazu
auch notar 2005, S. 94) nimmt an
Fahrt auf. Am 22. September (und da-
mit nach Redaktionsschluss) fand in
Berlin ein Symposium zum Thema
„Der Bologna-Prozess und die Juris-
tenausbildung in Deutschland“ statt,
auf dem die verschiedenen Umset-
zungsmodelle diskutiert werden soll-
ten. Unter dem Titel „Der Bologna-
Prozess als Chance – Warum die Ju-
ristenausbildung durch Bachelor und
Master noch besser werden kann“
wurde bereits in der NJW 2005, 2283
das von Dr. Jens Jeep, einem der Ge-
schäftsführer des Deutschen Notar-
vereins, vorgeschlagene 4-Stufen-Mo-
dell näher erläutert, das eine Kombi-
nation von gestuften Studiengängen

und einem anspruchsvollen Staatsexa-
men vorsieht. 

Alle vorstehend genannten Stel-
lungnahmen des Deutschen Notarver-
eins sind auf dessen Homepage
(http://www.dnotv.de) veröffentlicht. 

ASV/JJ
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Richtet man die Frage „Brauchen
wir ein allseits verbindliches einheitli-
ches europäisches Vertragsrecht?“ an
die Kommission in Brüssel, erinnert
mich die gegenwärtige Antwort an
zwei berühmte deutsche Fußballleh-
rer: „Schauen wir mal …“, „Der Ball ist
rund und das Spiel hat 90 Minuten“ –
oder, präziser, zunächst einmal 4 Jah-
re. In welcher Form und mit welcher
Bindungswirkung es einen gemeinsa-
men europäischen Zivilrechtsbestand
geben sollte, wird bewusst im Vagen
gelassen und soll nach offizieller Ver-
lautbarung zunächst dem freien Dis-
kurs zwischen Wissenschaft und Praxis
vorbehalten bleiben.

I.  Das Grundsatzprogramm

Im „Haager Programm zur Stär-
kung von Freiheit, Sicherheit und
Recht in der Europäischen Union“ vom
November 2004 hat der Europäische
Rat das Grundsatzprogramm wie folgt
sehr global definiert:

„Im Bereich des Vertragsrechts
sollte die Qualität des bestehenden
und künftigen Gemeinschaftsrechts
durch Maßnahmen der Konsolidie-
rung, Kodifizierung und Rationalisie-

rung geltender Rechtsakte und durch
die Entwicklung eines gemeinsamen
Bezugsrahmens verbessert werden. Es
sollte ein Rahmen geschaffen werden,
um die Möglichkeiten zur Entwicklung
von EU-weiten vertragsrechtlichen
Standardbestimmungen auszuloten,
die von den Unternehmen und Be-
rufsverbänden der Union angewendet
werden können. Es sollten Maßnah-
men ergriffen werden, damit der Rat
die Qualität und Kohärenz aller ge-
meinschaftlichen Rechtsinstrumente
für die Zusammenarbeit in Zivilsachen
systematischer prüfen kann.“

1. Denkbare Umsetzung

Den Juristen interessiert ja zu-
nächst einmal die Rechtsgrundlage
und die etwaige Technik der Umset-
zung. Eines scheint mir sicher: Eine

Kompetenz zum Erlass eines „Europä-
ischen Zivilgesetzbuches“ aufgrund
Mehrheitsbeschlusses mit verbind-
licher Wirkung in allen Mitgliedstaaten
besteht jedenfalls z. Zt. nicht. 

Zur Technik: Eine im Ergebnis an-
gestrebte Rechtsvereinheitlichung
kann auf vielfältigen Wegen erfolgen.
Es kommt eine EG-VO in Betracht, die
unmittelbar Rechtswirkungen in allen
Mitgliedstaaten erzeugt. Beispielhaft
mag die Verordnung über das Statut
der Europäischen Gesellschaft, kurz
SE-VO sein. Die Rechtsform besagt da-
bei noch nichts über die Art der Um-
setzung: So haben wir etwa im Falle
der SE nicht „eine“ europäische
Rechtsform, sondern in Wahrheit 25
durchaus verschiedene SE-Formen. Es
könnte auch erwägt werden, die „26.
Rechtsordnung“ bzw. das „26. Regi-
me“ zu schaffen. 

Zu denken ist des Weiteren an das
klassische Richtlinieninstrument, wie
etwa die Klausel-Richtlinie, die Ge-
währleistungsrichtlinie oder die Zah-
lungsverzugsrichtlinie nur auf gewis-
sermaßen aggregiertem Niveau. Als
niedrigste, unverbindliche rechtliche
Stufe bleibt sodann noch die Empfeh-
lung. Darunter wäre noch eine Art
„Restatement of European Law“ nach
US-amerikanischem Vorbild denkbar,
also eine unverbindliche strukturierte
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Bereits in der letzten Ausgabe des notar haben Dr. Jeep und Dr. Vossius
über die Arbeit in den Workshops der Europäischen Kommission zum Eu-
ropäischen Vertragsrecht berichtet („Dies ist kein Europäisches Zivilgesetz-
buch – oder doch?“, notar 2005, 101). Zum gleichen Thema fand am 16.
August in Berlin nun im Rahmen der Initiative „Standortvorteil Recht“ des
Deutschen Industrie- und Handelskammertages ein sogenanntes Kaminge-
spräch statt, auf dem neben Dr. Jens Jeep auch das Vorstandsmitglied des
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Notwendigkeit des Vertragsrechtsprojektes beschäftigt.
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burg, Mitglied des Vorstands des Deutschen
Notarvereins und über die Liste der CNUE
Teilnehmer des Praktikernetzwerkes der Euro-
päischen Kommission zum Europäischen
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Sammlung von Forschungs- und Dis-
kussionsergebnissen. VO und Richtli-
nie müssten dabei nicht unbedingt flä-
chendeckend in das eigentliche natio-
nale Recht eingreifen; die Bemühun-
gen könnten sich zunächst teilweise
auch auf eine Vereinheitlichung des
IPR bzw. Kollisionsrechtes beschrän-
ken, so etwa aktuell „Rom II“ mit dem
Vorschlag einer neuen VO zur Verein-
heitlichung des IPR im Bereich der
außergesetzlichen Schuldverhältnisse. 

2. Gemeinschaftsprivatrecht 
und Acquis, Nationales Recht

All die damit aufgeworfenen Fra-
gen werden unter den Stichworten
„Gemeinschaftsprivatrecht“, „Europäi-
sches Privatrecht“, „Europäisches Ver-
tragsrecht“, „europäische Rechtshar-
monisierung“ etc. abgehandelt. Es
geht dabei nicht grundsätzlich um
Neues: Zahlreiche Normen des heute
vorhandenen primären und sekundä-
ren Gemeinschaftsrechtes- des „Ac-
quis communautaire“ oder kurz „Ac-
quis“, also des gemeinschaftsrecht-
lichen Besitzstandes an Normen – ent-
halten eine kaum überschaubare
Menge von Privatrechtsnormen, auch
wenn sie nicht frei sind von inneren
Brüchen verschiedenster Art. Ob Ver-
braucherbegriff, Verzugsfolgen, Ver-
brauchsgüterkauf oder Bauträgerver-
trag – überall spielt heute die Frage
nach der Vereinbarkeit mit europäi-
schen Vorgaben eine wichtige Rolle. 

Bei der Verlesung und Abwicklung
eines jeden Bauträgervertrages denke
ich mit durchaus gemischten Gefühlen
an Europa. Und so geht es auch den
Chefjustitiaren der deutschen Banken,
und zwar nicht nur bei der Bauträger-
finanzierung (da spielt eher Basel II
eine Rolle), sondern auch und gerade
bei der Erwerberfinanzierung. 

II. Der bisherige sektorale
Ansatz und das Kollisions-
recht

Üblich war bislang ein sektoraler
Ansatz der Rechtsangleichung durch

Richtlinien, der unbestreitbar struktu-
relle Mängel hat. Die bestehenden
Richtlinien sind nicht von einem ein-
heitlichen System rechtlicher Grund-
entscheidungen getragen. Verfolgte
man ursprünglich ein Konzept der
Mindestharmonisierung (z.B. Fernab-
satzrichtlinie), zeichnet sich jetzt ein
Trend zur Vollharmonisierung ab (z.B.
Fernabsatz von Finanzdienstleistun-
gen). Bei ihrer Umsetzung in nationa-
les Recht stießen und stoßen diese
Richtlinien auf verschiedene Rechts-
ordnungen und stellen nicht selten ei-
nen Fremdkörper dar. 

Bei der Lektüre vieler Normen zwi-
schen §§ 305 – 507 BGB nF. befällt ei-
nen das nackte Grauen. Lesen Sie sich
selbst § 355 BGB nF. laut vor, legen
dann das Gesetz beiseite und geben
eine kurze Zusammenfassung. Insbe-
sondere, soweit Richtlinien Wahlrech-
te eröffneten, haben sie die interna-
tionale Rechtslage eher unübersicht-
licher gemacht. Gerade der deutsche
Gesetzgeber hat sich im Rahmen der
Mindestharmonisierung oft berufen
gefühlt, über die notwendige 1:1-Um-
setzung herauszugehen. Neben 25
Rechtsordnungen haben wir schluss-
endlich die durchaus unterschied-
lichen nationalen Rechtsprechungen
und deren immer feinere Binnendiffe-
renzierung zu berücksichtigen. 

Ein Beispiel: 

Im deutschen Recht ergibt sich bei
der Produkthaftung etwa folgendes
Bild: Die Produkthaftungsrichtlinie
85/374/EWG wurde in das deutsche
Recht durch das Produkthaftungsge-
setz (ProdHaftG) umgesetzt. Dieses
gilt nun nicht für alle Sachverhalte, bei
denen durch ein fehlerhaftes Produkt
ein Schaden entsteht. Wer Schmer-
zensgeld beansprucht, geht weiterhin
nach § 847 BGB vor. Ebenso sind die
Grundsätze der §§ 823 ff. BGB an-
wendbar, wenn es um den Schaden an
einer gewerblich genutzten Sache
geht.  Wer sich an den Importeur einer
Sache halten will, muss nach dem
ProdHaftG vorgehen. Soll die Liquida-
tion eines Schadens an dem Produkt

selbst erreicht werden, muss die
„Schwimmschalter“-Rechtsprechung
des BGH mit ihren dämongleichen,
aber schwer zu fassenden „weiterfres-
senden Mängeln“ genau analysiert
werden. Die Rechtsangleichung hat
hier eher zu Unklarheit und Intranspa-
renz geführt. Statt einer Rechtsanglei-
chung ist eine Rechtszersplitterung
entstanden. 

Zu meiner Studienzeit ließen sich
die Grundregeln der deutschen Pro-
dukthaftung mit ein paar Stichworten
wie z.B. „Hühnerpest“ auf einer Kar-
teikarte unterbringen. Heute ist es ein
Rechtsgebiet für Spezialisten. Und die-
ser Befund gilt mehr oder minder für
andere EU-Länder. Wer international
tätig ist, muss zudem die unterschied-
lichen Anknüpfungsregeln des jeweili-
gen nationalen IPR berücksichtigen.
Dementsprechend sieht der aktuelle
Vorschlag einer „Rom II“-VO eine Ver-
einheitlichung der Kollisionsnormen
vor. Ein ähnlicher Ansatz wird im Fa-
milien- und Erbrecht diskutiert. Dieser
kollisionsrechtliche Ansatz kann viele
Probleme lösen, vermeidet aber na-
türlich nicht die Rechtsvielfalt. 

Rechtsrisiken und Transaktionskos-
ten werden dadurch im gemeinsamen
Binnenmarkt tendenziell erhöht. Das
ließe sich nur durch eine echte Rechts-
vereinheitlichung erreichen – was
allerdings nur dann sinnvoll ist, wenn
diese Vereinheitlichung ökonomisch
und rechtspolitisch insgesamt günsti-
ger zu beurteilen wäre. Darüber kann
man im Einzelfall trefflich streiten und
unterschiedlicher Auffassung sein:
Zum 30.06.1990 wurde zwar das
HGB, nicht aber das BGB zum Inhalt
der deutschen Rechtsgemeinschaft,
wenige Monate später war man der
Auffassung, das ZGB müsse weg. Im
Deutschen Reich hat man sich da
mehr Zeit und Muße gegönnt (ADHGB
1861 bzw. als Reichsrecht 1871, BGB
1900). 
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III. Aktuelle Entwicklung:
Von der Lando-Kommission
zum CFR-net

Ich will hier nicht mit den Details
der Entwicklung des Gedankens eines
vereinheitlichten Europäischen Vertra-
gesrechtes langweilen, sondern mich
auf zwei wichtige bereits gezündete
„Raketen-Stufen“ konzentrieren, näm-
lich die Vorarbeiten der sog. Lando-
Kommission, die in den „Principles of
European Contract Law“, kurz PECL,
mündeten, und das CFR-net. CFR steht
für Common Frame of Reference oder
eben Gemeinsamer Referenzrahmen. 

1. Lando-Kommission

In den 80er Jahren des vergange-
nen Jahrhunderts installierte sich eine
internationale Professoren-Kommis-
sion unter Leitung des dänischen
Hochschulprofessors Ole Lando. Füh-
rende Professoren aus Deutschland
waren etwa von Bar (Osnabrück) und
Drobnig (Hamburg). Die fast 20-jähri-
ge Kommissionstätigkeit endete mit
den im Jahre 2000 in englischer Spra-
che veröffentlichten Teilen 1 und 2 der
PECL, Teil 3 ist seit 2003 im Internet
verfügbar und erscheint derzeit im
Buchhandel. Grundidee war die Schaf-
fung eines juristischen Fundamentes
für ein einheitliches europäisches Ver-
tragsrecht. 

Die Basis stellte die Rechtsverglei-
chung der europäischen Mitgliedstaa-

ten dar, aber die Kommission hat sich
bei der Suche nach „Best Solutions“
nicht hierauf beschränkt. Orientie-
rungspunkte waren oft auch das Wie-
ner UN-Kaufrechtsabkommen (CISG)
und die Verhältnisse in den USA –
dem damals weltweit größten Binnen-
markt mit selbständigen Teilrechtsord-
nungen. Letztlich geben die PECL nur
sehr abstrakte und allgemeine Vor-
schriften zur Rechtsnatur von Verträ-
gen, deren Abschluss, Vertretung, Er-
füllung, Nichterfüllung und Rechtsbe-
helfe. Vor allem – das wird neuerdings
stark kritisiert – klammern sie das Ver-
braucherschutzrecht vollkommen aus.
Ich zitiere zur Einstimmung Art. 1:

Art. 1: 101 Anwendung der Grund-
regeln

1. Diese Grundregeln sind dazu ge-
dacht, als allgemeine Regeln des
Vertragsrechts in der Europäischen
Union angewendet zu werden. 

2. Diese Grundregeln werden ange-
wendet, wenn die Parteien sich da-
rauf geeinigt haben, sie in ihren
Vertragen aufzunehmen oder dass
dieser Vertrag diesen Grundregeln
unterliegen soll.

3. Diese Grundregeln können ange-
wendet werden, wenn die Parteien 

a) vereinbart haben, dass ihr Ver-
trag „Allgemeinen Rechts-
grundsätzen der „lex mercato-

ria“ oder ähnlichen Regeln
unterliegen soll;

oder

b) keine Rechtsordnung oder kei-
ne Rechtsregeln für ihren Ver-
trag gewählt haben.

4. Diese Grundregeln können eine
Lösung für Streitfragen bieten, für
welche die anwendbare Rechts-
ordnung oder die anwendbaren
Rechtsregeln keine Lösung bereit-
halten.

Im Gefolge der Lando-Kommission
bildeten sich zwei weitere For-
schungsgruppen, deren Vorarbeiten
für die jetzt anstehenden Diskussio-
nen besonders wichtig sind:

– einerseits die sog. „Study Group on
European Contract Law“ oder jetzt
„Study Group on a European Civil
Code“ unter der Führung des Deut-
schen Professors von Bar,

– andererseits die sog. „Acquis“-
Group, die aus deutscher Sicht
maßgeblich von dem Bielefelder
Professor Schulte-Noelke und sei-
nem Münsteraner Kollegen Schul-
ze beeinflusst wird.

Daneben bestehen noch eine Rei-
he von Untergruppen. Das Ganze
nennt sich jetzt selbst „Exzellenznetz-
werk“ oder „Netzwerk der Netzwerke“.

2. Mitteilung vom 11.10.2004

Am 11.10.2004 hat die EG-Kom-
mission die Mitteilung „Europäisches
Vertragsrecht und Überarbeitung des
gemeinschaftlichen Besitzstandes –
weiteres Vorgehen“ vorgelegt. Der
Schwerpunkt der Mitteilung liegt in der
Verbesserung des existierenden und
zukünftigen vertragsrechtsrelevanten
Gemeinschaftsrechts mit Hilfe eines
gemeinsamen Referenzrahmens. Pri-
märe Zielsetzung ist die Verbesserung
der Qualität und der Kohärenz des
existierenden und zukünftigen Ge-
meinschaftsrechts. Der CFR soll in ers-
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ter Linie bei der Überarbeitung des
Gemeinschaftsrechts als eine Art
Werkzeugkasten, d.h. Toolbox Verwen-
dung finden. Es geht um gemeinsame
Rechtsprinzipien, Definitionen und
Modellregelungen. Genannt werden
insbesondere das Allgemeine Schuld-
recht, das Vertragsrecht aber auch Re-
geln des Besonderen Schuldrechts,
wie Kauf-, Versicherungs- und Dienst-
leistungsverträge. Ob und wie weit ein
solcher CFR als Rechtsinstrument oder
als bloße Empfehlung umgesetzt wer-
den soll, lässt die Mitteilung bewusst
offen. Welche Gegenstände ein CFR
haben könnte, ergibt sich plastisch aus
dem Anhang zu I. der Mitteilung. Da-
raus wird deutlich, dass es sich im We-
sentlichen um eine Ergänzung und
Umgliederung der PECL handelt. 

3. CFR-net

Für die Erstellung sind im Wesent-
lichen zwei Phasen vorgesehen. Die
erste besteht jeweils aus der Vorberei-
tung des durch Forschungsmittel der
EG finanzierten Forschungsnetzwerks
verschiedener europäischer Professo-
ren – dies ist vor allem die „Study
Group“ und andererseits die „Acquis
Group“ – und einem begleitenden
Konsultationsprozess, der die ange-
messene Beteiligung der „interessier-
ten Kreise“, oder „stakeholders“ bzw.
„parties prenantes“ sicherstellen soll.
Dies ist die Sachverständigenkommis-
sion des CFR-net, zusammengesetzt
aus derzeit ca. 170 Praktikern aus al-
len EG-Staaten. In bereits angelaufe-
nen und über die nächsten 2 Jahre
verteilten Workshops sollen diese Ex-
perten die Forschungsarbeiten verfol-
gen, begleiten, kommentieren und
diskutieren. Das Verfahren ist regel-
mäßig das Folgende: Die Forscher-
gruppen stellen ihre Vorschläge nebst
Begründung rechtzeitig (hier hatte die
Kommission an 1 Monat gedacht –
völlig unzureichend -, jetzt sollen es
zwei Monate sein) in ein nur den Ex-
perten zugängliches Internet-Forum.
Sodann haben die Mitglieder die Mög-
lichkeit, schriftliche Statements in das
Netz zu stellen, vorab oder auch im
Anschluss an den jeweiligen Works-

hop. Die Forscher sollen diese Diskus-
sionsbeiträge dann in einer zweiten
„Forschungsrunde“ ab 2007 berück-
sichtigen oder – im Falle der Ableh-
nung – zumindest würdigen. Daneben
besteht eine Arbeitsebene der Minis-
terialverwaltungen der Mitgliedstaa-
ten, die allerdings mit den eigentlichen
Arbeiten des CFR-net bisher jeweils
recht wenig vernetzt zu sein scheint.
Geplant wird im Übrigen ein Abschluss
der Arbeiten bis zum Jahre 2009 –
nicht zufällig, denn dann endet die
Amtszeit der jetzigen Kommission. 

IV. Opt-in oder Opt-out

Nach den offiziellen Verlautbarun-
gen der Kommission soll es sich zu-
nächst nur um eine Toolbox und nicht
um ein verbindliches Rechtsinstru-
ment handeln. Die Mitteilung der
Kommission vom 11.10.2004 deutet
nur vage an, wie es weitergehen könn-
te. Danach sollen Diskussionen um
ein sog. „optionelles Instrument“ pa-
rallel fortgesetzt werden. Gebetsmüh-
lenhaft wird dabei immer wieder be-
tont, dass es sich um kein europäi-
sches Zivilgesetzbuch handeln solle.
Bei der Frage Opt-in oder Opt-out geht
es im Wesentlichen um Folgendes:
Bedarf die Wahl eines europäischen
Rechtsinstruments einer ausdrück-
lichen Opt-in-Erklärung der Parteien?
Oder gilt vielmehr grundsätzlich das
„Europäische Zivilgesetzbuch“ und es
steht lediglich den Parteien frei, durch
ausdrückliche Vereinbarung den Aus-
stieg aus dem CFR zu erklären? Dabei
werden insbesondere auch unter-
schiedliche Lösungen für reine Ver-
braucherverträge, b2b, b2c und g2b
diskutiert. Mit dem Opt-in oder Opt-
out könnte es natürlich gehen wie mit
der Riester-Rente. Erst freiwillig, dann
zwingendes Recht. 

V. Zur praktischen Arbeit 
im CFR-net

Jeep und Vossius haben in der letz-
ten Ausgabe des notar (2005, 101 ff.)
bereits die konkrete Ausgestaltung der
Arbeit des CFR-net näher erläutert und

über schon stattgefundene Workshops
berichtet. Ganz kurz einige Bemerkun-
gen aus meiner Sicht: Einer der ersten
Workshops betraf „Service Contracts“,
sicherlich ein grenzüberschreitend
nicht uninteressantes Thema. Aller-
dings fragt man sich, warum der Be-
sondere Teil derart vor den Allgemei-
nen gestellt wird. Der Vorschlag der
Forschergruppe beinhaltete einen fast
30-seitigen, hoch detaillierten Gesetz-
gebungsvorschlag bis hin zu medizini-
schen Behandlungsmaßnahmen.
Nachdem immer mehr Deutsche sich
ihren Zahnersatz auf Mallorca anpas-
sen lassen und für Schönheitsopera-
tionen Tschechien en vogue ist, mag
das ja noch angehen. 

Beigefügt war eine über 200-seiti-
ge Begründung nach Art eines Kom-
mentars mit zahlreichen rechtsverglei-
chenden Hinweisen, aber an vielen
Stellen mit dem Hinweis „to be com-
pleted“ – und zwar gerade meistens
dort, wo es um den bisherigen ge-
meinsamen Besitzstand, den Acquis,
und dessen weitere Aufarbeitung geht.
Diese Unterlagen erhielt man zwei
Wochen vor dem Workshop mit der
Aufforderung, sachdienliche Kom-
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mentierungen doch bitte rechtzeitig
hereinzureichen. Der Terminus „Euro-
pean Civil Code“ durchzog den Vor-
schlag von der ersten bis zur letzten
Zeile, von CFR war nirgends die Rede.
So ähnlich lag es dann mit den Folge-
workshops zur „Commercial Agency“,
„Benevolent Intervention“ und „Unjus-
tified Enrichment“ – wobei man sich
natürlich fragen kann, was letztere mit
einem europäischen Vertragsrecht zu
tun haben. 

Wissenschaft und Praxis scheinen
bei den ersten Workshops und nun
auch literarisch in etwas unerfreulicher
Weise aneinander geraten zu sein.
Während die Praktiker von „Alibi-
Konsultation“, „Zwangsbeglückung“,
„Kopfgeburt“ sprechen und schon bei
dem durchgängig verwandten Begriff
„European Civil Code“ in eine Art aller-
gischen Schock verfallen mit anschlie-
ßender heftiger Adrenalinausschüt-
tung, schießen die Professoren jetzt
zurück: Auch in Frankreich hätten sich
vor der Revolution verfilzte Juristen
dagegen gewehrt, neues Recht zu ler-
nen und ihre Monopole aufzugeben
(v. Bar); das CFR-net drohe zu einem
faulen und arbeitsunwilligen „stän-
disch organisierten Normgeber“ auf-
gewertet zu werden, dem jede Legiti-
mation fehle (so Schmidt-Kessel, GPR
3/2005). 

Auch wenn ich persönlich hoffe,
dass sich diese Wogen alsbald glätten,
kann ich es mir hier natürlich nicht ver-
kneifen, einen drauf zu satteln. Wenn
von Bar den Code Civil meint, so war
er doch weniger das Werk der Revolu-
tion, als dasjenige Napoleons. Die ein-
zige theoretisch mögliche Parallele
sehe ich in der Erarbeitungszeit: Die
nahm im Falle des Code Civil in der Tat
nur vier Jahre in Anspruch. Aber Vor-
arbeiten lassen sich bis in das 16. Jahr-
hundert nachweisen. Der Code Civil ist
durchzogen von den Traditionen römi-
schen Rechts und uralten gewohn-
heitsrechtlichen französischen Rechts-
entwicklungen. Dem vierköpfigen ver-
antwortlichen Magistrat gehörte kein
hauptberuflicher Universitätsprofessor
an – übrigens waren diese auch bei

den beiden deutschen BGB-Kommis-
sionen deutlich in der Unterzahl. Und
weder bei dem verehrten Juristen-Kol-
legen Staudenmayer (dies ist der zu-
ständige Abteilungsleiter bei der EG-
Kommission), dem derzeitigen Kom-
missionspräsidenten noch dem hoch-
verdienten Herrn Prof. von Bar sehe
ich Hinweise auf einen künftigen Na-
poleon. Und zu Schmidt-Kessel: Wel-
che demokratische Legitimation hat
eigentlich ein weitgehend selbster-
nanntes und im Wege der Kooptation
entstandenes professorales 170-köp-
figes „Exzellenznetzwerk“? 

Kritische Universitätsprofessoren –
und solche gibt es – dürften dort kaum
willkommen sein. Und ist jemand faul
oder arbeitsunwillig, der im November
2004 als Mitglied des CFR-net ernannt
wurde und eine Arbeit der Study-
Group im Internet nicht kennt, obwohl
die Study-Group den endgültigen Auf-
trag erst im Mai 2005 erhalten hat?
Vorwürfe dieser Art sind schlicht unfair.
Von Bar berichtet darüber hinaus im
aktuellen Heft 5 der ZPR von einer in
London Anfang Juli ausgerichteten
Konferenz, die über die Errichtung ei-
nes „European Law Discussion Forum“
beschlossen habe. An dieser Konfe-
renz nahmen, so von Bar, „auch viele
hochrangige Rechtspolitiker aus allen
Teilen der Union“ teil. – Tja, wie es so
ist mit Manuskriptabgabeterminen,
Zeit zum Lesen der Druckfahnen und
der Entwicklung der Wirklichkeit. Zu je-
ner Konferenz war ich auch eingela-
den. Sie fand aber gar nicht statt. An
ihr nahm niemand, auch nicht von Bar,
teil. Es gibt auch keinen Beschluss ei-
ner solchen Konferenz. Sie wurde
nämlich wegen der Londoner Bom-
benattentate kurzfristig abgesagt. Sie
ist jetzt für den 26.9. anberaumt und
findet, hoffentlich unbeeinträchtigt
von Anschlägen, dann auch statt. 

VI. Vorläufige Beurteilung 

Brauchen wir diese Rechtsharmo-
nisierung? In der Form eines gegebe-
nenfalls verbindlichen CFR? In man-
chen Bereichen ja, in anderen nein;
gelegentlich in anderen Bereichen als

derzeit diskutiert. Einige unstrukturier-
te vorläufige Bewertungen, für die not-
wendige Diskussion dieser Fragen:

– Schon der Alte Fritz wusste: „Wer
alles defendiret, defendiret nichts.“
In einem gemeinsamen Binnen-
markt wird es auch aufgrund des
heute schon vorhandenen Nor-
menbestandes keinen Weg zurück
mehr geben. 

– Die verschiedenen Verbraucher-
schutzrichtlinien der EG arbeiten
zurzeit mit unterschiedlichen
Begrifflichkeiten und Rechts-
behelfen. Wir wissen noch nicht
einmal genau, wer unter welchen
Umständen als Verbraucher zu be-
zeichnen ist. Mal beträgt dessen
Widerrufsfrist 7, mal 14 Tage, je-
weils mit unterschiedlichem Frist-
beginn. Hier wäre es in der Tat ver-
dienstvoll, eine Harmonisierung
herbeizuführen. Das Ziel der
Schaffung eines vereinheitlichten
Verbraucherprivatrechts und einer
diesbezüglichen „toolbox“ verdient
meines Erachtens Zustimmung,
wenngleich damit natürlich für
manche Branchen die Gefahr be-
steht, dass bereits abgeschlossen
geglaubte Diskussionen wieder
neu aufgerollt werden. 

– Durch die rapide Erweiterung der
EU-Staaten haben wir zunehmend
ein banales Sprachproblem. Es
fehlt an einem Fundament allseits
akzeptierter Grundbegriffe und –
selbst im Englischen – an einer ge-
meinsamen europäischen Rechts-
sprache und letztlich auch Rechts-
wissenschaft. Schon der Begriff
„Auflassung“ ist mit „conveyance“
unzureichend übersetzt. Auch die
Übersetzung des Begriffes „Eigen-
tumsvorbehalt“ hat seine Tücken,
erst recht die Definition seiner Vo-
raussetzungen und Rechtsfolgen.
Auch hier wäre eine toolbox nütz-
lich.

– Ein detailliertes europäisches
Zivilgesetzbuch nach Art der
„Service Contracts“ brauchen wir
sicherlich zurzeit nicht. Ein sol-
ches umfassend kodifiziertes Zivil-
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gesetzbuch – gleich, ob Opt-in
oder Opt-out – würde auf keinen
gemeinsamen Konsens der 25 EG-
Mitgliedstaaten stoßen. Man muss
nicht erst an die gescheiterte eu-
ropäische Verfassung denken, um
vor einem solchen Experiment zu
warnen. Jedenfalls bis zum Jahre
2009 ist es schlicht und ergreifend
unmöglich, ein umfassendes, kon-
sensfähiges europäisches Ver-
tragsrecht zu konzipieren. So et-
was mag für den international den-
kenden Juristen und/oder den be-
geisterten Europäer eine faszinie-
rende Langzeitvision sein, für des-
sen Realisierung ich aber persön-
lich eher einen Zeitraum von 50
Jahren als von 10 oder 20 veran-
schlagen würde. 

– Man sollte andererseits die mit ei-
ner europäischen Zivilrechtsanglei-
chung verbundenen Probleme
nicht überdramatisieren. Im
„Spiegel“ vergangener Woche gab
es einen Bericht über den Nieder-
gang des deutschen Fliesenleger-
gewerbes, das früher offenbar gol-
denen Boden hatte. Ob die Fliesen
aber nach deutschem, polni-
schem, nach frei vereinbartem
Drittrecht oder nach einem freiwil-
ligen oder zwingenden europäi-
schen Werkvertragsrecht verlegt
werden, dürfte sowohl den Fliesen
als auch dem Auftraggeber und 
-nehmer relativ gleichgültig sein
und vor allem makro- und mikro-
ökonomisch nur eine geringe Rol-
le spielen. 

Hier ist eher das öffentliche Recht
bzw. der Regelungsbereich der zu-
künftigen Dienstleistungsrichtlinie
gefragt: Wer kann als Selbständiger
von seiner Niederlassungsfreiheit
Gebrauch machen? Welche Be-
rufsqualifikationen müssen oder
wollen wir anerkennen? Welche
Dienstleistungsbereiche wollen
und können wir abriegeln? Das al-
les ist und sollte auch nicht Gegen-
stand des Zivilrechtes sein. Dass
die Wirtschaft in den fünf neuen
Ländern nicht anspringt, liegt ge-
wiss nicht an der Abschaffung des

ZGB, aber auch nicht an der Er-
streckung des BGB. „Standortvor-
teil Recht“ – das muss nicht unbe-
dingt Bewahrung des heutigen
Rechtszustandes bedeuten, son-
dern kann auch flexible Öffnung
gegenüber internationalem Recht
heißen. Man kann sonst in Gefahr
geraten – so wörtlich der „Spiegel“
–, mit der Sehnsucht nach Still-
stand unsere Heimat in die Krisen-
region von Morgen zu verwandeln. 

– Dazu ein aktuelles Beispiel aus
dem Gesellschaftsrecht: Nach
der „Inspire Art“-Entscheidung des
EuGH droht bekanntlich die engli-
sche Limited der deutschen GmbH
den Rang abzulaufen. Das deut-
sche GmbH-Recht, einst ein welt-
weiter Exportschlager, hat sich
durch endlose Verfeinerungen des
Kapitalaufbringungs- und -erhal-
tungsgebots sowie des Kapitaler-
satzrechtes international in eine
nicht mehr konkurrenzfähige Sack-
gasse manövriert. Der durch die
Bundestagswahl gestoppte Ver-
such, wenigstens das Stammkapi-
tal auf € 10.000,– zu reduzieren,
war letztlich halbherzig und unaus-
gegoren. Er hätte nur ein kleines
Problem des kaum noch über-
schaubaren GmbH-Kapitalrechtes
gelöst. Wenn wir uns hier etwas

mehr internationalen Einflüssen
öffnen, können wir den Standort-
vorteil Recht mit den durchaus
sehr zuverlässigen und funktions-
fähigen deutschen Handelsregis-
tern nachhaltig sichern und viel-
leicht wieder einen Exportschlager
kreieren. 

– Brauchen wir europäische Stan-
dardverträge oder AGB mit
„halboffiziellem“ Charakter? Für
notariell relevante Rechtsgebiete
sicher nicht. Auch sonst habe ich
Zweifel, ob solche standardisier-
ten, durch Beamte verfasste und
aktualisierte Klauselwerke sinnvoll
sind. Branchenverbände dürften
hier schneller, besser und flexibler
agieren. Ausnahmen wären im Be-
reich des Kredit- oder Versiche-
rungsvertragsrechtes denkbar.
Wünschenswert wäre aber viel-
leicht eine Vereinheitlichung von
Einzelfragen, wie z.B. der Form der
Einbeziehung von AGB oder die
Rechtsfragen kollidierender AGB. 

– In den USA und auch England exis-
tiert ein funktionierender Binnen-
markt bei Koexistenz unter-
schiedlichster Privatrechtsord-
nungen. Das liegt nicht zuletzt
daran, dass ein einheitliches
Sprach- und Wissenschaftsfunda-
ment sie umklammert. Die Ent-
wicklung eines solchen Funda-
mentes braucht Jahrzehnte und
setzt eine neue Juristengeneration
voraus. Das Europarecht und die
Vermittlung von soliden sprach-
lichen Fertigkeiten gehören mei-
nes Erachtens zwingend zum künf-
tigen Pflichtkanon der juristischen
Ausbildung. Nur so kann sich über
die Jahrzehnte eine gemeinsame
europäische Rechtskultur entwi-
ckeln. Dann besteht vielleicht auch
Bedarf und Akzeptanz für ein Eu-
ropäisches Zivilgesetzbuch. 

– „All business is local“ – eine Bin-
senweisheit, aber: „Some busi-
ness is very local“; niemand for-
dert daher z. Zt. ein europäisches
Grundstücksrecht. Auch in den
USA gibt es eine solches nicht.
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Dort wie z.B. im Familien- und Erb-
recht genügen verfeinerte IPR-Re-
geln und verfahrensrechtliche Er-
leichterungen. In diesen Bereichen
kann und sollte man die Leute mit
dem Recht leben lassen, mit dem
sie geboren sind. 

– Damit bleibt in erster Linie der
internationale Handel. Hier ha-
ben wir zwar bereits die CISG. Zu-
mindest in manchen Branchen
scheinen die CISG aber nicht allzu
beliebt. Bei bestimmten Verbrau-
chergeschäften finden sie aus-
drücklich keine Anwendung. Daher
sehe ich insoweit Vereinheitli-
chungsbedarf. In einem einheit-
lichen Binnenmarkt könnte ein ver-
einheitliches Kaufrecht für beweg-
liche Sachen Sinn machen, wie der
amerikanische UCC (Uniform
Commercial Code – Sale of
Goods) – belegt. 

– Ähnliches gilt auf den ersten Blick
für das allgemeine Vertrags-
recht. Dieses aber ist Grundlage
für alle anderen Bereiche und da-
her sind die Auswirkungen eines
solchen allgemeinen Vertrags-
rechts auf Spezialmaterien in den
einzelnen Ländern sehr eingehend
zu berücksichtigen. Jeder Eingriff in
das Fundament nicht nur eines Ge-
bäudes, sondern ganzer Gebäude-
gruppen bedarf sorgfältiger Fol-
genabschätzung. Ich sehe derzeit
nicht, dass der internationale Han-
del durch das Fehlen eines allge-
meinen Vertragsschlussrechtes
nennenswert behindert wird, von
einigen marginalen Ausnahmen
(z.B. wiederum kollidierende AGB,
„versteckte“ Formvorschriften o.Ä.)
abgesehen. 

– Auf der anderen Seite bestehen im
gemeinsamen Binnenmarkt durch-
aus zahlreiche Hindernisse, die mit
punktuellen Einzelmaßnah-
men schnell beseitigt werden soll-
ten. Wer viel mit dem grenzüber-
schreitenden Handel zwischen
Unternehmen zu tun hat, weiß,
welche skurrilen Anforderungen
oft zu erfüllen sind, um die schlich-

te Existenz des Vertragspartners
und der Befugnis seiner Vertre-
tungsorgane nachzuweisen. Zwar
sind die Handelsregister der EG
aufgrund der 2. Richtlinie auf dem
Gebiet des Gesellschaftsrechts
weitgehend funktionsähnlich; aber
die Eintragungsmodalitäten etc.
sind derart unterschiedlich, dass
man im Einzelfall immer wieder
auf Probleme stößt. Deutsche und
österreichische Handelsregister-
auszüge sind einfach aus sich her-
aus zu verstehen und erfüllen na-
hezu perfekt Beweisfunktionen. Im
Ergebnis gilt dies auch für belgi-
sche und französische, aber sie
lassen sich nicht ohne zusätzliche
Unterlagen (moniteur belge) bzw.
Rechtskenntnisse (gesetzliche Ver-
tretungsregelungen) verstehen.
Das englische Register, ansonsten
perfekt organisiert, schweigt zur
wichtigen Frage der konkreten Ver-
tretungsmacht. 

Wann schaffen wir hier einheitliche
Registermuster oder ordnen ein-
heitliche Standardnotarbescheini-
gungen an? Notarielle Urkun-
den werden zwar im Allgemeinen
– ohne Rechtsgrundlage – aner-
kannt, aber einen Uniform Notari-
al Code, wie ihn selbst die USA ha-
ben, gibt es nicht. Warum ich für
England eine Apostille benötige,
für Frankreich, Belgien oder Öster-
reich aber nicht, entzieht sich mei-
nem Verständnis. Sie kostet Zeit
und Geld und macht in dieser Dif-
ferenzierung in einem gemeinsa-
men Binnenmarkt keinen Sinn. 

– Ab dem 21. Oktober 2005 haben
wir den europäischen Vollstre-
ckungstitel. Gerichtliche Urteile
und notarielle Urkunden können
sodann europaweit ohne weiteres
Anerkennungsverfahren im euro-
päischen Ausland vollstreckt wer-
den. Das ist ein sinnvolles Beispiel
der Rechtsangleichung. Wenn ich
recht sehe, benötigt man hier auch
keine Apostille mehr. Wer also
Angst hat, ob sein lettischer oder
ungarischer Geschäftspartner die
bestellten Waren bezahlt, dem

empfiehlt sich zumindest ein nota-
rielles Schuldanerkenntnis mit
Vollstreckungsunterwerfung. Das
ist vielleicht nicht so gut wie eine
Bankbürgschaft, zugegeben. Aber
die kann der Geschäftspartner viel-
leicht nicht beistellen oder sie
wäre doch erheblich teurer. 

– Von besonderer Bedeutung ist aus
notarieller Sicht die international
verwendbare Vollmacht. Die
UINL/CACE hat bereits im Jahre
1985 einen Band mit einheitlichen
Formularen für Vollmachten zur
Verwendung in europäischen Län-
dern herausgegeben, der aktuali-
siert 1:1 in einen CFR umgesetzt
werden könnte. Nichts ist lästiger,
als stunden- oder tagelang nach
den notwendigen Details einer
spanischen Bankvollmacht oder ei-
ner Ausfuhrvollmacht für Kfz nach
Ungarn recherchieren zu müssen,
die dann noch mehrfach als unzu-
reichend retourniert wird; Schuld
hat natürlich immer der Notar. 

– Weitere punktuell denkbare
Rechtsharmonisierungen in Stich-
worten: EURO-Hypothek, europäi-
sches Versicherungsvertragsrecht,
Kreditrecht, Time-sharing, Haustür-
widerrufsgeschäfte, Fernabsatzver-
träge. Hier liegt schon einiges an
Rechtssetzung vor, nur bedarf es
der Optimierung, Vereinheitli-
chung und besseren Konturierung. 

VII. Zur Frage der Form 

Die Urheber des PECL haben es
sich etwas leicht gemacht, wenn sie in
Art. 2: 101 Abs. 2 wie folgt formulier-
ten: „Ein Vertrag braucht nicht schrift-
lich geschlossen oder nachgewiesen
zu werden und unterliegt auch keinem
anderen Formerfordernis.“ In der Be-
gründung wird lapidar ausgeführt,
dass diese Formfreiheit insbesondere
für internationale Verträge wichtig sei,
da sie vielfach ohne die Verzögerun-
gen, die die Beachtung von Formvor-
schriften verursacht, geschlossen oder
geändert werden müssen. Diese Über-
legungen mögen für internationale
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b2b-Geschäfte in gewissem Umfange
zutreffen. Eine allgemeine Grundregel
für ein europäisches Privatrecht kann
hieraus aber nicht gefolgert werden.
Der gesamte Acquis im Verbraucher-
schutzrecht ist durchzogen von um-
fangreichen Schriftformerfordernis-
sen, Informationspflichten und insbe-
sondere zu dokumentierender Wider-
rufsrechtsbelehrung. Und hier kommt
nun durchaus auch der Notar ins Spiel:
Einige Richtlinien bzw. deren Umset-
zungen sehen vereinzelt Ausnahmen
von Informationspflichten und Wider-
rufsrechten für den Fall vor, dass der
Vertrag notariell beurkundet wurde
(z.B. § 312 Abs. 3 Nr. 3 BGB – Haus-
türwiderrufsgeschäft, § 491 Abs. 3 Nr.
1 BGB – Verbraucherkredit). 

Hier ist allgemein zu fordern, dass
der europäische Gesetzgeber Wider-
rufsrechte ausschließen sollte, wenn
und soweit die Verträge öffentlich be-
urkundet werden und die Urkundsper-
son zu neutraler Beratung beider Ver-
tragsparteien verpflichtet ist. Derart of-
fenkundige Nachteile können nämlich
vermieden werden, wenn der Ver-
braucher einen mindestens gleichwer-
tigen Schutz dadurch erlangt, dass er
bei Vertragsschluss von einem neutra-
len Sachkenner über seine Rechte und
Pflichten sowie die Risiken des Vertra-
ges belehrt wird. Aus unserer Sicht ist
es z.B. ein besonderer Schwachpunkt,

dass die Time-sharing-Richtlinie die
notarielle Form nicht nutzbar macht –
dann natürlich auch ohne freies Wider-
rufsrecht. Natürlich möchten die Nota-
re nicht jeden Staubsaugerverkauf an
der Haustür beurkunden. Ich selbst
hatte allerdings Gelegenheit, der
Unterzeichnung eines millionen-
schweren persönlichen Kreditvertra-
ges zwischen einem Vorstandsvorsit-
zenden eines Groß-Unternehmens
und einer Bank beizuwohnen. Beur-
kundungsbedürftig war nur die
Zwangsvollstreckungsunterwerfung
für einen kleinen Teilbetrag der als Si-
cherheit bestellten Grundschuld. Im
rheinischen Notariat gibt es offenbar
das – zutreffende – Sprichwort: „Die
größeren Gütermassen den Herrn No-
taris kommen lassen“ – in diesem Fal-
le in das Büro, oder präziser: An den
Arbeitsplatz des Kreditnehmers, der
sicherlich beleidigt gewesen wäre,
wenn ich ihn während des Vorganges
als das bezeichnet hätte, was er war:
Verbraucher. Und nun gilt natürlich für
den Kreditvertrag das HWiG in der da-
maligen Fassung. Wir sind daher dezi-
diert der Auffassung, dass der europä-
ische Gesetzgeber vermehrt von der
notariellen Form Gebrauch machen
sollte, die in 19 von 25 Mitgliedstaa-
ten Verbreitung gefunden hat, aber
auch in den restlichen Staaten (d.h.
England und Skandinavien) nicht
gänzlich unbekannt ist. 

VIII. Schlussbemerkung

Die Notare blicken auf eine lange
europäische Tradition zurück. Sie wa-
ren es, die im frühen Mittelalter das rö-
mische Recht auf dem Kontinent ver-
breitet und selbst im feindlichen Com-
mon-Law ihre Spuren hinterlassen ha-
ben. Die Notare des Mittelalters waren
wesentliche Funktionsträger des inter-
nationalen Rechtsverkehrs und des
gemeineuropäischen „Law merchant“.
Auch heute erfüllen sie im internatio-
nalen Rechtsverkehr vielfältige Funk-
tionen. Deshalb und als Spezialist der
Vertragsgestaltung im Grundstücks-,
Gesellschafts-, Familien- und Erbrecht
fühlen wir uns in besonderer Weise
berufen, an der Gestaltung eines eu-
ropäischen Vertragsrechtes mitzuwir-
ken – aber so etwas bedarf eines an-
gemessenen und gründlichen Vorge-
hens. Das CFR-net gewährleistet dies
bisher nicht. In einer ganzen Reihe von
praktischen Fragen des europäischen
Vertragsrechtes ließe sich durch weni-
ge Maßnahmen die Funktion des ge-
meinsamen Binnenmarktes rasch ver-
bessern. Der jetzt gewählte ambitio-
nierte Ansatz wird Jahrzehnte benöti-
gen – er mag reizvoll sein, gebraucht
wird er so vorerst nicht. 
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Am 29. Juni 2005 luden der Bay-
erische Staatsminister für Europaange-
legenheiten und regionale Beziehun-
gen und der Bayerische Notarverein
gemeinsam Vertreter der europäi-
schen Institutionen und Verbände zum
Wirtschaftsstammtisch in die Bayeri-
sche Landesvertretung in Brüssel. Da-
mit nutzte der Bayerische Notarverein
die Gelegenheit, das bayerische Nota-

riat in einer traditionsreichen Veran-
staltungsreihe zu präsentieren. Zum
einhundertsten Wirtschaftsstamm-
tisch der Bayerischen Landesvertre-
tung in Brüssel im Mai 2003 hatte der
damalige Europaminister Reinhold
Bocklet die seit Anfang 1989 regel-
mäßig stattfindende Veranstaltung als
wichtige Anlaufstelle für die bayeri-
sche Wirtschaft und als informelle,

aber effiziente Kommunikationsplatt-
form zwischen bayerischen Wirt-
schaftsvertretern und Europäischen
Institutionen beschrieben. „In den
letzten 15 Jahren ist diese Veranstal-
tungsreihe zu einer einzigartigen Insti-
tution geworden, die sowohl auf dem
Brüsseler Parkett, aber auch in Bayern
und über Bayern hinaus bekannt ist“,
betonte Bocklet bei dieser Gelegen-

Der Notar als Partner der europäischen Wirtschaft
Wirtschaftsstammtisch des Bayerischen Notarvereins in Brüssel

Notarassessor Till Franzmann, München
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heit. Für den bayerischen Notarverein
lag es angesichts der ökonomisch aus-
gerichteten Veranstaltungen nahe, den
über 70 Teilnehmern, darunter hoch-
rangige Vertreter aller europäischen
Institutionen, das Notariat als Schnitt-
stelle zwischen der mittelständischen
bayerischen Wirtschaft und der Justiz
vorzustellen. 

Für den kurzfristig verhinderten
bayerischen Europaminister Sinner er-
öffnete die Leiterin der Landesvertre-
tung Frau Ministerialdirigentin Edel-
traud Böhm-Amtmann die Veranstal-
tung. Sie gab ihrer besonderen Freude
darüber Ausdruck, den bayerischen
Notarverein als eine der ersten Orga-
nisationen zu einem Wirtschafts-
stammtisch in die im Herbst 2004 be-
zogenen historischen Räume des In-
stituts Pasteur begrüßen zu können.
Der Umzug der bayerischen Landes-
vertretung in die repräsentative Im-
mobilie hatte großes Aufsehen erregt
und war von Kritikern als übertrieben
und maßlos eingestuft worden. Dem
widersprach Böhm-Amtmann – die ex-
ponierte Lage im Parc Leopold im Her-
zen des Brüsseler Europaviertels, nur
wenige Schritte von den Institutionen
entfernt, habe die Möglichkeiten wei-

ter verbessert, bayerischen Themen in
Europa Gewicht zu verleihen. 

Der Erste Vorsitzende des Bayeri-
schen Notarvereins Dr. Hans Wolfstei-
ner dankte der Bayerischen Landes-
vertretung für die Gelegenheit, das
bayerische Notariat in der traditions-
reichen Reihe der Wirtschaftsstammti-
sche vorstellen zu können. Er kündig-
te an, die Überschrift der Veranstal-
tungsreihe durchaus wörtlich zu ver-
stehen: Der Stammtisch sei dem in-
formellen Dialog und der  – durchaus
auch kontroversen – Diskussion ge-
widmet und so solle auch beim Wirt-
schaftsstammtisch das Gespräch im
Mittelpunkt stehen. Die Redebeiträge
seien deshalb bewusst kurz gehalten
und sollten als „Appetithäppchen“ die
Diskussion anregen. 

Dr. Wolfsteiner griff in seinen Ein-
führungsworten die bereits von Frau
Böhm-Amtmann angesprochene ak-
tuelle Diskussion um die „große Jus-
tizreform“ in Deutschland auf, in der
das Schlagwort von der Privatisierung
von Justizdienstleistungen immer wie-
der falle. Eine Aufgabenverlagerung
auf Notare sei aber gerade keine Pri-
vatisierung sondern eine Verlagerung

innerhalb der freiwilligen Gerichtsbar-
keit. Der Notar als Träger eines öffent-
lichen Amtes sei Teil der Justiz. Dies
werde auch im europäischen Kontext
häufig missverstanden.

Mit einer Reihe von anschaulichen
Beispielen aus seiner eigenen nota-
riellen Praxis in Regensburg erläuterte
der Zweite Vorsitzende des Bayeri-
schen Notarsvereins Dr. Andreas Al-
brecht die Tätigkeit des Notars als Part-
ner des Mittelstandes. Er ging dabei
insbesondere auf die Beratung in
Sachverhalten mit Auslandsbezug ein
und erklärte, wie der Notar – gegebe-
nenfalls mit Hilfe des Deutschen No-
tarinstituts in Würzburg – den Unter-
nehmen auch mit Know-how im aus-
ländischen Recht dienen kann. Für
mittelständische Unternehmen, die
keine eigene Rechtsabteilung unter-
halten, aber dennoch im zusammen-
wachsenden Europa immer häufiger
grenzüberschreitend tätig werden wol-
len, sei der Notar in diesen Rechtsfra-
gen ein unverzichtbarer Ansprechpart-
ner. 

In seinem Statement „Der Notar
als Europäische Institution“ gab Notar
Dr. Andreas Knapp, der als Notaras-
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Über 50 Parlamentarier und Wirtschaftsvertreter folgten der Einladung 
zum Wirtschaftsstammtisch des Bayerischen Notarvereins

Die Vertretung des Freistaats
Bayern bei der EU – das ehemali-
ge Institut Pasteur wurde 2004
vollständig renoviert.
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sessor mehrere Jahre an den Europä-
ischen Gerichtshof in Luxemburg ab-
geordnet war, einen kurzen Überblick
über die Entwicklung in den Reform-
staaten Mittel- und Osteuropas. In
neun der zehn neuen Mitgliedstaaten
sei ein Notariat lateinischer Prägung
(wieder-) eingeführt worden. In die-
sen Ländern habe man sich ganz be-
wusst auch im Hinblick auf die Ein-
gliederung in das Rechtssystem der
Europäischen Union und die Orientie-
rung auf den Binnenmarkt für dieses
System entschieden. Bei der Umset-
zung im Detail sei gerade das bayeri-
sche Notariat häufig Vorbild gewesen.
Heute sei ein Justizsystem mit vorsor-
genden Elementen und lateinischem

Notariat in der Europäischen Union die
Regel und nicht die Ausnahme. Dass
diese Systeme sehr effizient arbeiten
und für die Rechtsuchenden ein ho-
hes Maß an  Rechtssicherheit zu im
Vergleich günstigen Preisen bieten,
lasse sich auch empirisch belegen, er-
läuterte Dr. Knapp unter Hinweis auf
eine Studie der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft KPMG.

Die durch die „Appetithäppchen“-
Statements angeregten Gespräche ge-
stalteten sich äußerst rege. Bei som-
merlichem Salat mit Tafelspitzsülze
und Perlhuhnbrust mit Knödel und fri-
schem Gemüse des Nürnberger Kochs
Konrad Bösl diskutierten die anwe-

senden Vertreter der Organisationen
des bayerischen Notariats mit ihren
Gästen – nicht wenige setzten die Ge-
spräche anschließend noch im Bier-
keller der Landesvertretung fort. Das
Ziel der Veranstaltung, den Notar als
Partner der europäischen Wirtschaft
vorzustellen und bei den Vertretern
der europäischen Institutionen im Di-
alog Verständnis für die Funktions-
weise des Notariats zu wecken und zu
vertiefen, ist mit dem Wirtschafts-
stammtisch erreicht worden, waren
sich die Vertreter des Bayerischen No-
tarvereins einig. „Das sollten wir
wiederholen!“, fasste Dr. Wolfsteiner
das Stimmungsbild zusammen.
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Nachrichten aus Brüssel

Berufsqualifikationsrichtli-
nie im Rat verabschiedet –
ausdrückliche Ausnahme
für Notare

Wie bereits in der letzten Ausgabe
der Nachrichten aus Brüssel (notar
2005, 104) prognostiziert, ist die
Richtlinie über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen mit den aus no-
tarieller Sicht so wichtigen Änderun-
gen des Europäischen Parlaments ver-
abschiedet worden. Insbesondere fin-
det sich nunmehr Erwägungsgrund 36
in der Richtlinie, der die Anwendung
der Artikel 39 Absatz 4 und Artikel 45,
„insbesondere auf Notare“, unberührt
lässt. Hier zeigt sich nunmehr, dass die
Tätigkeit der Notare aus Sicht des eu-
ropäischen Gesetzgebers mit der Aus-
übung öffentlicher Gewalt verbunden
ist.

Dienstleistungsrichtlinie im
Parlament – 1154 Ände-
rungsanträge, Kompromisse
werden gesucht

In diesem Gesetzgebungsverfah-
ren stellt sich die vergleichbare Pro-
blematik der Nichtanwendung auf No-

tare, dessen hoheitliche Tätigkeit nicht
uneingeschränkt von der Europäi-
schen Kommission anerkannt wird
(siehe unten die neue Mitteilung zum
Wettbewerbsrecht). Die Dienstleis-
tungsrichtlinie hat bereits in den Me-
dien hohe Wellen geschlagen (Stich-
wort: Polnische Schlachter in Deutsch-
land) und ist daher politisch umstrit-
ten. Erfreulich ist von den über 1000
Änderungsanträgen, die nunmehr im
federführenden Binnenmarktaus-
schuss debattiert werden müssen, vor
allem ein von der EVP-Fraktion auf
Deutsch eingebrachter Antrag: Dieser
fügt einen neuen Erwägungsgrund 9b
ein, wonach die Tätigkeiten von Ange-
hörigen derjenigen Berufe vom An-
wendungsbereich der Richtlinie aus-
genommen sind, „die dauernd oder
zeitweise mit der Ausübung öffent-
licher Gewalt verbunden sind, insbe-
sondere die Beurkundungs- und Be-
glaubigungstätigkeiten öffentlicher
Amtsträger“. Leider – und auch dies ist
für Europa nicht untypisch – haben
sich bereits in die englische und fran-
zösische Übersetzung Ungenauigkei-
ten eingeschlichen, die ungewollt wie-
der von der Tätigkeit der Notare weg-
führen und die es nun zu korrigieren
gilt. 

Angesichts der enormen Zahl von
Änderungsanträgen versucht die zu-
ständige Berichterstatterin Gebhardt
(SPE) nun, gemeinsam mit den ande-
ren Fraktionen Kompromissanträge zu
formulieren. Erste Folge dieser Bemü-
hungen ist eine Verlegung der Abstim-
mung im Binnenmarktausschuss auf
den 4. Oktober, was voraussichtlich
auch eine Verschiebung der Abstim-
mung im Parlament nach sich ziehen
wird, möglicherweise bis in den No-
vember. 

Europäisches Vertragsrecht
– Konferenz verschoben,
Workshops nun mit länge-
rem Vorlauf

Die eigentlich für den 7. und 8. Juli
dieses Jahres in London geplante gro-
ße Konferenz zu den Arbeiten an ei-
nem Gemeinsamen Referenzrahmen
für ein Europäisches Vertragsrecht
(siehe auch notar 2005, 101 und in
diesem Heft S. 119) musste wegen
der Bombenattentate kurzfristig abge-
sagt werden. Dass die Britische Rats-
präsidentschaft dem Projekt aber ei-
nen hohen Stellenwert beimisst, zeigt
sich daran, dass die Konferenz nun am
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26. September wiederholt werden
soll. Auch für den innerhalb der Kom-
mission zuständigen Verbraucher-
schutzkommissar Kyprianou hat das
Projekt „höchste Priorität“, wie er am
13. Juli vor dem Rechtsausschuss des
Europäischen Parlaments bekundete.

Das Europäische Parlament gehört
ohnehin zu den Antreibern dieses Pro-
jekts. EVP-Koordinator Klaus-Heiner
Lehne, der als Berichterstatter des
Rechtsausschusses eine entsprechen-
de Resolution zu den Arbeiten der
Kommission vorbereitet, sieht im Ge-
meinsamen Referenzrahmen für die
kommenden Generationen den Rah-

„optionalen Instrument“, einer 26. Zi-
vilrechtsordnung gearbeitet wird, ist
jedoch nach wie vor nicht beantwor-
tet. Möglicherweise bringt die Konfe-
renz in London hier die dringend be-
nötigte Aufklärung.

Neue Mitteilung der Kom-
mission zum Wettbewerb
bei freiberuflichen Dienst-
leistungen – Weiterhin
Aufhebung der Beschrän-
kungen für Notare gefordert

Einmal mehr hat die Europäische
Kommission in ihrer neuen Mitteilung
„Freiberufliche Dienstleistungen –
Raum für weitere Reformen“
(SEK(2005)1064 mit Anhang
COM(2005)405 final) deutlich ge-
macht, dass sie die Notare grundsätz-
lich weiterhin zu den Professionen
zählt, bei denen insbesondere Zu-
gangs- und Werbebeschränkungen so-
wie verbindliche Preise angeblich den
Anreiz mindern, „kosteneffizient und
kostengünstig zu arbeiten, die Servi-
cequalität zu verbessern oder innova-
tive Dienstleistungen anzubieten“.
Nach Auffassung der Kommission
würde ein Preiswettbewerb dazu füh-
ren, das „Wirtschaftswachstum anzu-
kurbeln und den Verbrauchern besse-
re und höherwertige Dienstleistungen
anzubieten“. 

In der Mitteilung fordert die Kom-
mission die nationalen Wettbewerbs-
behörden auf, jegliche Restriktion ei-
ner Verhältnismäßigkeitsprüfung zu
unterziehen. Deutschland befindet
sich bisher in der Gruppe von Ländern,
in denen bereits kleinere Reformen
und analytische Arbeiten durchgeführt
worden seien. 

In einem angehängten Arbeitspa-
pier wird konkret auch auf die Notare
eingegangen, die von der Kommission
nach wie vor in einem Atemzuge mit
Rechtsanwälten, Architekten, Wirt-
schaftsprüfern, Ingenieuren und Apo-
thekern genannt werden. Die Kom-
mission insistiert darauf, dass auch die
Notare nicht von den europäischen

Wettbewerbsregeln ausgenommen
seien. Allerdings erkennt sie an, dass
die Ausübung von hoheitlicher Gewalt
keine wirtschaftliche Tätigkeit darstellt.
Auch würden bestimmte Tätigkeiten
der Notare allgemein als Ausübung
hoheitlicher Gewalt angesehen. Den-
noch sei klar, dass sich Notare auch in
wirtschaftlicher Weise betätigten und
dabei mit anderen Professionen im
Wettbewerb stünden. Als Beispiele
werden „der Rechtsrat und die Über-
nahme von Verhandlungen im Be-
reich des Grundstücksrechts“ genannt.

Die Kommission lobt die jüngsten
Reformen der Notarkosten in den
Niederlanden. Die Aufhebung der dor-
tigen Festpreise habe zwar zu einem
Preisanstieg im Bereich des Familien-
rechts geführt, doch dem könne durch
Maximalpreise für Verbraucher begeg-
net werden. Dabei wird das Konzept
der Kommission deutlich, die ein aus-
balanciertes System der Quersubven-
tionierung nach der Leistungsfähigkeit
zerstört und lediglich einen Teil, näm-
lich den Schutz der Verbraucher vor
hohen Preisen, erhalten will, ohne für
die damit verbundenen Belastungen
einen Ausgleich zuzulassen. Unver-
ständlich ist, wieso dies für den Ver-
braucher zu höherwertigen Dienstleis-
tungen führen soll. Der rechtspoliti-
sche Sprecher der EVP-ED-Fraktion im
Europäischen Parlament, Klaus-Heiner
Lehne hat das Vorgehen der Wettbe-
werbskommissarin Nellie Kroes geta-
delt. Freie Berufe seien „kein Super-
marktartikel“. Die Generaldirektion
Wettbewerb „verkenne nach wie vor
die besondere Rolle der freien Berufe,
insbesondere in der Rechtspflege, wie
Anwälte und Notare, für eine funktio-
nierende rechtsstaatliche Gesell-
schaftsordnung.“

Aufgabe der Standesvertretung in
Brüssel ist und bleibt es daher, auf den
umfassend hoheitlichen Charakter der
Tätigkeit insbesondere der deutschen
Notare zu verweisen und allen Bestre-
bungen der Gleichstellung mit rein
wirtschaftlicher Tätigkeit eine Absage
zu erteilen. 

notar 3/2005

men einer künftigen Zivilgesetzge-
bung. Er nimmt zwar die von den Prak-
tikern in den Workshops geäußerte
Kritik auf, wonach die Fristen zu kurz
und die zu bearbeitenden Texte zu
umfangreich seien, sieht den Nutzen
des Vorhabens jedoch ganz und gar
nicht auf den Bereich des Verbrau-
cherschutzes beschränkt. 

Die folgenden Workshops des cfr-
Netzwerks (am 30. September zum
Thema „contents and effects“ und am
18.10. zum „e-commerce“) zeigen in
der Vorbereitung bereits Verbesserun-
gen. Die Dokumente stehen nunmehr
bereits zwei Monate vor den Treffen
zur Verfügung, die Texte sind knapper
gefasst und besser auf die Anforde-
rungen der Praktiker zugeschnitten.
Die grundlegende Frage, ob nun an ei-
ner rein kommissionsinternen „tool-
box“ oder nicht doch bereits an einem
auf eine Verordnung zusteuernden



130

notar europa

notar international

Kollisionsrecht zum außer-
vertraglichen Schuldrecht –
ROM II in erster Lesung
beschlossen

Die in Anlehnung an das interna-
tionale Privatrecht im vertraglichen Be-
reich (ROM I) mit ROM II bezeichne-
ten Regelungen, das außervertragliche
Schuldrecht betreffend, sind in erster
Lesung vom Parlament beschlossen
worden. Danach gilt grundsätzlich als
erste Stufe das von den Parteien typi-
scherweise nach Entstehung des
Schuldverhältnisses vereinbarte
Recht, anderenfalls weisen allgemeine
Kollisionsregeln den Weg. Der legisla-
tive Ball wurde damit dem Rat zuge-
spielt.

Gesellschaftsrecht: Kom-
mission untersucht Alter-
nativen zum Kapitalerhal-
tungssystem der 2. Richt-
linie

Bis Ende 2006 soll im Rahmen ei-
ner nunmehr ausgeschriebenen Stu-
die herausgefunden werden, wie leis-
tungsfähig das geltende System der
Kapitalerhaltung in der Praxis ist und
welche anderen Möglichkeiten des
Gläubiger- und Anlegerschutzes sich

bieten. Die Kommission prüft damit al-
ternativ zur laufenden Überarbeitung
der 2. gesellschaftsrechtlichen Richtli-
nie mögliche Alternativsysteme.

Grünbuch zu Hypothekar-
krediten veröffentlicht

Bis zum 31.11. findet im Rahmen
eines Grünbuchs eine öffentliche Kon-
sultation im Hinblick auf eventuellen
Handlungsbedarf zur Steigerung der
Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit
der Hypothekarkreditmärkte statt. Die
Kommission möchte so die grenz-
überschreitende Inanspruchnahme
von Hypothekarkrediten fördern.

Verordnungsvorschlag zur
Verbesserung und Beschleu-
nigung der Zustellung in
Zivil- und Handelssachen

Die Kommission hat einen Vor-
schlag zur Überarbeitung der Verord-
nung 1348/2000 über die Zustellung
von Schriftstücken in Zivil- und Han-
delssachen angenommen. Dieser
sieht unter anderem vor, dass die Zu-
stellung immer innerhalb eines Mo-
nats erfolgen soll, sie legt einheitliche
Bedingungen für die Zustellung durch
Postdienste fest (Einschreiben mit

Rückschein oder gleichwertiger Beleg)
und führt weitere Standardvordrucke
ein, die beispielsweise die Ablehnung
einer Zustellung erläutern, wenn die-
ses für den Empfänger in einer unver-
ständlichen Sprache abgefasst ist. Die
zurückgewiesene Zustellung soll je-
doch dennoch die Einhaltung von Aus-
schlussfristen für den Absender wah-
ren, wenn dieser unverzüglich eine zu-
lässige Übersetzung zustellen lässt. 

JJ
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Weitere Fundstellen und Origi-
naldokumente zu einigen der ge-
nannten Themen finden Sie im
Internet:

Für die Berufsqualifikations-
anerkennungsrichtlinie
googeln Sie bitte:
„COM(2002)119“ und „prelex“. 

Näheres zur Dienstleistungs-
richtlinie unter „COM(2004)2“
und „prelex“

Hinweise zu Rom II googeln Sie
unter dem Stichwort „Rom II“.

Zum Grünbuch Hypothekar-
kredit googeln Sie „Grünbuch
Hypothekarkredit“.

Vom Justizministerium bis zum einzelnen Notar:
Study Tour Deutsches Notariat
Justizminister aus Montenegro und Bosnien und Herzegowina 
informieren sich vor Ort

Im Rahmen der Rechtsberatungs-
tätigkeit der DNotV GmbH, der Servi-
cetochter des Deutschen Notarver-
eins, wurden im Juli 2005 zwei hoch-
rangige Delegationen aus der Republik
Montenegro und der Föderation Bos-
nien und Herzegowina durch Berlin,

Sachsen und Brandenburg geführt.
Die Gruppen wurden angeführt von
den jeweiligen Justizministern Zeljko
Sturanovic und Kriso Borjana. Weitere
Teilnehmer kamen aus den Ministe-
rien und den höchsten Gerichten der
Länder. Zusammen bildeten sie die

geplante Kommission zur Einführung
des Notariats in Montenegro bzw. die
Prüfungskommission nach Artikel 11
des Notargesetzes der Föderation Bos-
nien und Herzegowina. Die Delegatio-
nen wurden in unterschiedlicher Kom-
bination von den Geschäftsführern
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des Deutschen Notarvereins Dr. Jens
Jeep, Dr. Thomas Schwerin und Keslin
Lüdecke-Glaser begleitet, die für die
DNotV GmbH auch die fachliche und
organisatorische Vorbereitung über-
nommen hatten. Komplettiert wurden
die Gruppen von Dr. Thomas Meyer
(Gesellschaft für technische Zu-
sammenarbeit, GTZ, Belgrad) und sei-
nen Mitarbeitern. 

Durch die jeweils einwöchigen
Study Touren sollten die Teilnehmer
auf die Einführung des Notariats latei-
nischer Prägung vorbereitet, mit der
praktischen Arbeitsweise des Nur-No-
tariats vertraut gemacht und insbe-
sondere über die Art und Weise der
Ausbildung und Bestellung von Nota-
ren sowie die Aufgaben der verschie-
denen Organisationen des Notariats
informiert werden. Einen Schwerpunkt
bildete die Aufsicht über das Notar-
wesen, die in ihren Rechtsgrundlagen
und ihrer praktischen Durchführung
ausführlich betrachtet wurde. Das
Konzept der DNotV GmbH sah vor, die
Gäste exemplarisch mit sämtlichen re-
levanten Einrichtungen des deutschen
Notariats vertraut zu machen, von den
Ministerien über die Gerichte, Kam-
mern und Kassen bis hin zum einzel-
nen Notar. 

Das Fachprogramm begann dem-
gemäß mit einem Besuch im Bundes-
ministerium der Justiz, wo die Delega-
tionen von Staatssekretär Professor Dr.
Geiger empfangen wurde. Dieser er-
läuterte den Teilnehmern die Aufga-
ben des Bundesministeriums der Jus-
tiz im Bundesstaat und betonte die im
wesentlichen gesetzentwerfende
Funktion. Er berichtete, dass der Notar
in Deutschland der juristische Beruf
mit dem wohl höchsten Ansehen sei.
Er erfülle an der Nahtstelle von Staat
und privatem Leben eine wichtige
Klammerfunktion. Wie hoch auch die
Bundesregierung den Notar schätze,
werde an der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe „Aufgabenübertragung auf No-
tare“ deutlich, in der die Übertragung
von noch mehr Befugnissen auf den
Notar diskutiert werde. Im Anschluss
referierte Ministerialrat Dr. Franz, Lei-

ter des Referats für das Berufsrecht
der Rechtsanwälte, Notare und Pa-
tentanwälte, über Grundzüge des no-
tariellen Berufsrechts. Dabei wurde
auch eingehend über die unterschied-
lichen Notariatsverfassungen in
Deutschland gesprochen. Dr. Franz be-
schrieb ferner die Zusammenarbeit
des Bundesministeriums der Justiz mit

den notariellen Berufsorganisationen.
Anhand vieler Fragen der Teilnehmer
wurden unterschiedlichste Aspekte
des Berufsrechts diskutiert. An dem
Gespräch nahm auch der Hauptge-
schäftsführer der Bundesnotarkam-
mer Notar a.D. Dr. Stefan Görk teil, der
Struktur und Aufgaben der Bundesno-
tarkammer erläuterte. 
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Empfang der Besuchergruppen aus Montenegro

… und aus Bosnien und Herzegowina im Bundesjustizministerium durch
Staatssekretär Professor Dr. Geiger.
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Am anschließenden Nachmittag
besuchten die Delegationen den
Deutschen Notarverein. Die Teilneh-
mer hatten hier Gelegenheit, im Ge-
spräch mit dem Präsidenten Dr. Stefan
Zimmermann und der Geschäftsfüh-
rung die Organisation und den Aufbau
des Verbandes kennen zu lernen. Von
besonderem Interesse war, welche
Aufgaben der Verein neben der
Bundesnotarkammer wahrnimmt. Ne-
ben den vielfältigen berufspolitischen
Aktivitäten des Deutschen Notarver-
eins, von der Organisation berufspoli-
tischer Tagungen über Serviceangebo-
te für die Mitglieder wie Versicherun-
gen bis hin zur Rechtsberatung in Ka-
sachstan interessierte die Teilnehmer
in diesem Zusammenhang die ent-
scheidende politische Rolle, die die
neu gegründeten Notarvereine beim
Aufbau des Notariats in den neuen
Bundesländern gespielt haben.  

Am zweiten Tag der Studienreisen
besuchten die Delegationen die Län-
dernotarkasse Leipzig A.d.ö.R. Hier
wurden sie vom Präsidenten der Län-
dernotarkasse Notar Gunter Schen-
ckel, deren Geschäftsführer Notaras-
sessor Dr. Stefan Hüttinger sowie dem
für die NotBZ zuständigen Referenten
Notarassessor Dirk Otto empfangen.
Zunächst erläuterte Notar Schenckel
die Anfänge des freien Notariats in den
neuen Bundesländern sowie die damit
einhergehende Entscheidung zur Er-
richtung der Ländernotarkasse Leipzig
nach dem Vorbild der Notarkasse

A.d.ö.R., München. Von besonderem
Interesse waren dann die anschlie-
ßenden Ausführungen zu den Aufga-
ben der Ländernotarkasse, insbeson-
dere Fragen der Ergänzung des Be-
rufseinkommens, der Versorgung im
Alter, der Versicherung der Notare so-
wie der Zahlung der Bezüge der No-
tarassessoren. Auch die Frage, wie die-
se Aufgaben zu Beginn der Errichtung
der Kasse bewältigt werden konnten,
interessierte die Teilnehmer sehr. Ver-
tieft diskutiert wurde die Frage des
Sinns der Trennung von Notarkammer
und Kasse. Notar Schenckel wies auf
einige Vorzüge der Wahrnehmung der
vorbeschriebenen Aufgaben durch die
Ländernotarkasse hin, zu denen die
besondere Sachkompetenz und die
bessere Positionierung etwa gegenü-
ber Versicherern durch Wahrnehmung
der Interessen aller Notare der fünf
neuen Länder gehören. Er sprach aber
auch die Erforderlichkeit einer be-
stimmten Mindestanzahl von Notaren
an, damit überhaupt eine Altersvorsor-
ge wie die der Kasse realisiert werden
könne. Daran anschließend erläuterte
Dr. Hüttinger die Finanzierung der Auf-
gaben der Ländernotarkasse durch das
Abgabensystem sowie Fragen der Kos-
tenprüfung durch die Ländernotarkas-
se. Im Laufe der Diskussion wurde
auch eine Vielzahl von grundsätzlichen
Fragen und Problemen des Kosten-
rechts angesprochen. 

Nach einem Abstecher zum
Bundesverwaltungsgericht im Gebäu-
de des ehemaligen Reichsgerichts in
Leipzig führte die Reise weiter nach
Dresden, wo die Delegationen am fol-
genden Tag durch den Staatsminister
der Justiz des Freistaates Sachsen Ge-
ert Mackenroth, bzw. dessen Staatsse-
kretärin Gabriele Hauser empfangen
wurden. Beide lobten die Struktur des
Notariats, die Vorbild auch für andere
Reformvorhaben sein könne, und er-
läuterten aus der Reihe aktueller
rechtspolitischer Themen vor allem
die geplante weitere Aufgabenverlage-
rung auf Notare. Als Gesprächspartner
standen der Delegation außerdem der
Leiter des für das Berufsrecht der No-
tare zuständigen Referats Ministerial-

rat Dieter Kopp und der zuständige Re-
ferent Regierungsoberrat Dr. Hartwig
Kasten zur Verfügung. Sie referierten
über die Zuständigkeit der Landesjus-
tizverwaltung sowohl bei der Auswahl
und Ernennung der Notarassessoren
als auch bei der Frage der Wiederbe-
setzung von Notarstellen und der Aus-
wahl der Bewerber für ein Notaramt.
Im Gespräch wurde den Teilnehmern
die enge Zusammenarbeit von Lan-
desjustizverwaltung und Notarkam-
mer Sachsen veranschaulicht. Es folg-
te eine Darstellung der Regelung des
Berufszugangs und der Notarstellen-
planung. 

Am Nachmittag wurden die Dele-
gationen durch den Präsidenten des
Oberlandesgerichts Dresden Klaus Bu-
dewig empfangen. Dieser beschrieb
die Zuständigkeit für die Aufsicht über
die Notare seines Oberlandesgerichts-
bezirkes durch das OLG in dessen
Funktion als der Landesjustizverwal-
tung nachgeordnete Behörde. Das
Fachgespräch führten anschließend
der Vorsitzende Richter am Oberlan-
desgericht Dr. Niklas und Richter am
Oberlandesgericht Dr. Schindler. Erste-
rer berichtete anschaulich von seiner
Tätigkeit im Notarsenat des Oberlan-
desgerichts Dresden. Den Teilneh-
mern wurde insbesondere die Stel-
lung des OLG-Präsidenten als Verwal-
tungsbehörde und die des Notarse-
nats als Organ der rechtsprechenden
Gewalt erläutert, die ihnen im Verfah-
ren des einzelnen Notars gegen eine
gegen ihn gerichtete Disziplinarmaß-
nahme zukommt. Diese „Doppelfunk-
tion“ unter dem einheitlichen Dach
des OLG wurde ausführlich diskutiert
und sorgte für manche Nachfrage. 

An den Besuch des Oberlandesge-
richts schloss sich der Empfang durch
den Präsidenten des Landgerichts Hal-
far an. Nach dessen Begrüßung erläu-
terte der beim Landgericht zuständige
Richter für Notarsachen Richter am
Landgericht Ziegel den Teilnehmern
die Aufsicht über die Notare durch den
Präsidenten des Landgerichts und die
von diesem mit der Wahrnehmung
dieser Justizverwaltungsaufgaben be-
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Der Präsident des Deutschen
Notarvereins, Dr. Stefan Zimmer-
mann, begrüßt Zeljko Sturanovic,
den Justizminister der Republik
Montenegro
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trauten Richter, insbesondere die
möglichen Disziplinarmaßnahmen
und die regelmäßigen Prüfungen der
Amtsführung in den Notariaten. Er
wies insbesondere auf die enge Zu-
sammenarbeit mit der Notarkammer
hin. 

Anlässlich eines gemeinsamen
Abendessens wurde die Delegation
durch den Präsidenten der Notarkam-
mer Sachsen Notar Dr. Joachim Püls
und den Vorsitzenden des Notarbun-
des Sachsen Peter Schönefuß be-
grüßt. Beide berichteten aus ihrer Tä-
tigkeit und über die Zusammenarbeit
zwischen Notarkammer und Notar-
bund.

Der vorletzte Tag des Fachpro-
gramms stand unter dem Thema Aus-
bildung, Bestellung und Aufsicht von
Notaren und beleuchtete dies aus
Sicht einer Notarkammer, die für einen
bestimmten Oberlandesgerichtsbezirk
zuständig ist. Die Delegationen be-
suchten dazu die Notarkammer Sach-
sen. Dort wurden sie u.a. von deren
Geschäftsführer Dr. Matthias Wagner
empfangen. Dr. Wagner stellte zu-
nächst die Organisation und die Auf-
gaben der Kammer sowie insbeson-
dere deren gesetzliche Grundlagen

dar (Bundesnotarordnung, Ausfüh-
rungsvorschriften der Länder zur
Bundesnotarordnung, Richtlinien der
Notarkammern als Rechtsakte der
Selbstverwaltung). Er hob die Beteili-
gung der Notarkammer an den Ver-
fahren der Auswahl der Assessoren
und Notare durch die Landesjustizver-
waltung hervor. Anschließend erläuter-
te er die Tätigkeiten der Kammer zur
Unterstützung der Aufsichtsbehörden.
Dies könne insbesondere bei der Be-
rufsaufsicht mittels des Auskunfts- und
Vorlagerechts der Kammer und der
Möglichkeit der Festsetzung eines
Zwangsgeldes geschehen. Die Fragen
der Teilnehmer zielten vor allem auf
die differenzierten Zuständigkeiten für
die Notaraufsicht von Landesjustizver-
waltung, Oberlandesgericht, Landge-
richt und Notarkammer.

Das Fachprogramm endete am da-
rauf folgenden Tag mit der Besichti-
gung eines städtischen Notariats in
Potsdam. Notarin Sabine Popp bzw.
Notar Jens Hunger, Potsdam, empfin-
gen die Delegationen in ihren Amts-
räumen. 

Eine Führung durch die Amtsräu-
me bot den Delegationen Gelegen-
heit, sich über Details der Amtsfüh-
rung und Büroausstattung zu infor-
mieren. Dabei wurde auch die prakti-
sche Herstellung und Ausfertigung ei-
ner notariellen Urkunde demonstriert
und veranschaulicht, welche Qualitäts-
anforderungen die erforderliche Fäl-
schungssicherheit und Alterungsbe-
ständigkeit gewährleisten. Im An-
schluss hieran konnten die Delegatio-
nen einer realen Beglaubigung bzw.
Beurkundung beiwohnen und auf die-
se Weise die Gründe für einzelne Ver-
fahrensschritte, beispielsweise die
Überprüfung der Identität der Erschie-
nenen, kennen lernen. 

Der Besuch der Delegationen wur-
de durch ein kulturelles Rahmenpro-
gramm abgerundet, das u.a. eine
Stadtrundfahrt in Berlin, einen Kon-
zertbesuch in der Semperoper, einen
Besuch der Frauenkirche in Dresden
sowie gemeinsame Essen beinhaltete.

Auch an diesem Rahmenprogramm
nahmen Vertreter der Justiz und der
Notare teil, mit denen die Delega-
tionsteilnehmer zahlreiche weitere
Fachgespräche führten.

Der große Erfolg der Study Touren,
die nunmehr bereits zum fünften Mal
mit Vertretern aus den Nachfolgestaa-
ten Jugoslawiens durchgeführt wur-
den, zeigt, wie wichtig die rechtsbera-
tende Tätigkeit der DNotV GmbH ge-
rade im Hinblick auf ein sich er-
weiterndes Europa und den Schutz
und Ausbau des Notariats lateinischer
Prägung ist. Hier gilt es, die Vorzüge
des deutschen Systems möglichst früh
und authentisch zu vermitteln. Wie
sehr dies gelungen ist, wird sich zei-
gen, wenn in Montenegro und Bos-
nien und Herzegowina die ersten No-
tare ihre Tätigkeit aufnehmen.

KLG/JJ

notar 3/2005

Interesse an der Geschichte: Die
Besuchergruppe vor dem Bundes-
verwaltungsgericht in Leipzig,
ehemaliger Sitz des Reichsgerichts
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Die Veranstaltung findet am Frei-
tag, dem 25. November 2005 im Hör-
saal B des Henry-Ford-Baus der Freien
Universität Berlin, Garystr. 35, 14195
Berlin (Dahlem), in der Zeit von 14:15
bis 18:00 Uhr statt.

Das Kolloquium soll aktuelle Fra-
gen der notariellen Gestaltungspraxis
sowie die Folgen der Entscheidung
des BGH zur Rechtsfähigkeit der Woh-
nungseigentümergemeinschaft be-
handeln und diskutieren: 

I. Notar Dr. Gerd H. Langhein,
Hamburg
Gestaltung der Teilungserklärung 

II. Rechtsanwältin und Notarin Elke
Holthausen-Dux, Vizepräsidentin
der Notarkammer Berlin
Änderungen der Zuordnung von

Gemeinschafts- und Sonderei-
gentum/Änderungsvollmachten
und -vorbehalte

III. Vizepräsident des BGH a.D.
Dr. Joachim Wenzel, Karlsruhe 
Die Rechtsfähigkeit der Woh-
nungseigentümergemeinschaft -
Konsequenzen für die Praxis

Diskussionsleitung: Univ.-Prof. Dr.
Christian Armbrüster und Prof. Dr. Mar-
tin Häublein, Freie Universität Berlin

Im Hinblick auf die spätere Praxis-
erfahrung richtet sich diese Veranstal-
tung auch an interessierte Studen-
ten/innen der höheren Fachsemester
und Referendare/innen. Für Angehöri-
ge wissenschaftlicher Einrichtungen,
Studierende und Referendare/innen
sowie Notarassessoren/innen, die Mit-

glieder der Deutschen Notarrecht-
lichen Vereinigung sind, sowie für Mit-
glieder des Förderkreises des Instituts
für Notarrecht ist die Teilnahme kos-
tenlos.

Für die übrigen Teilnehmer/innen
beträgt die Teilnahmegebühr 50,–
Euro (inklusive Getränke und kleiner
Verköstigung).

Anmeldungen sowie nähere Infor-
mationen unter www.rewi.hu-berlin.
de/jura/inst/ifn/. Anmeldeschluss ist
der 16. November 2005. Anfragen
sind zu richten an das Institut für No-
tarrecht der Humboldt-Universität zu
Berlin, Unter den Linden 6, 10099
Berlin, Telefon 030/2093-3439 oder 
-3633, Telefax 030/2093-3560, 
E-Mail: notarinstitut@rewi.hu-berlin. de.

– Kolloquium des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Freien Universität
Berlin in Zusammenarbeit mit dem Institut für Notarrecht der Humboldt-
Universität zu Berlin „Notarielle Gestaltungspraxis im Wohnungseigentums-
recht – aktuelle Fragen“

Bundesverfassungsgericht: Aufhebung des Insolvenzverfahrens 
nach Amtsenthebung ist zu berücksichtigen 

Mit Beschluss vom 31. August
2005 entschied das Bundesverfas-
sungsgericht (Az.: 1 BvR 912/04) über
die Verfassungsbeschwerde eines No-
tars im Bereich der Notarkammer
Sachsen. Der Beschwerdeführer war
infolge eines Insolvenzverfahrens sei-
nes Amtes enthoben worden. § 50
Abs. 1 Nr. 6 BNotO regelt hierzu, dass
ein Notar des Amtes zu entheben ist,
wenn er in Vermögensverfall geraten
ist, was bei Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens vermutet wird. Der betrof-
fene Notar argumentierte, dass das In-
solvenzverfahren mittlerweile wieder
aufgehoben sei und auch solche spä-
teren Umstände zu berücksichtigen
seien. 

In der bisherigen gerichtlichen
Nachprüfung hatte das Oberlandesge-
richt im Sinne des Notars entschieden.

Der Bundesgerichtshof war hingegen
der Ansicht, den Grundrechten des
Notars werde durch das sogenannte
Vorschaltverfahren des § 50 Abs. 3 S. 3
BNotO hinreichend Rechnung getra-
gen. Wenn der von der Amtsenthe-
bung bedrohte Notar dieses Verfahren
nicht innerhalb der gesetzlichen Frist
beantrage, stehe dies einem für ihn
nachteiligen Verfahrensausgang gleich
und führe zu einer bindenden Fest-
stellung des Sachverhalts.

Das Bundesverfassungsgericht gab
nun dem Beschwerdeführer Recht
und folgte damit zugleich der Stel-
lungnahme des Deutschen Notarver-
eins. Anders als etwa im Beamten-
recht oder im Berufsrecht der Rechts-
anwälte komme die Neuzulassung ei-
nes Notars nach einer Amtsenthebung
in der Praxis nicht in Betracht. Die

Amtsenthebung stelle letztlich ein le-
benslanges Berufsverbot dar. Die be-
sondere Schwere des Eingriffs in die
Berufswahlfreiheit müsse bei verfas-
sungskonformer Auslegung des § 50
Abs. 1 Nr. 6 BNotO berücksichtigt wer-
den. Ob für das Vorliegen eines Amts-
enthebungsgrundes der Zeitpunkt der
letzten Verwaltungsentscheidung
maßgeblich sei oder ob auch spätere
Umstände berücksichtigt werden
müssen, wollte das Bundesverfas-
sungsgericht nicht generell beantwor-
ten. Im vorliegenden Fall jedenfalls
könne die in § 50 Abs. 1 Nr. 6 BNotO
vorgesehene Vermutung des Vermö-
gensverfalls widerlegt werden. Bei der
Prognose darüber, ob der Notar seine
Vermögensverhältnisse wird konsoli-
dieren können, müsse von einer Fort-
führung der Amtstätigkeit ausgegan-
gen werden. Unzureichend sei es,
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wenn der Vermögensverfall nur als
Folge der Amtsenthebung zu erwarten
sei. Die Ratio des § 50 Abs. 1 Nr. 6
BNotO, wonach die pflichtgemäße
Amtsausübung des Notars im Falle
wirtschaftlicher Schieflage nicht ge-

währleistet scheint, steht nach Ansicht
des Bundesverfassungsgericht der
verfassungskonform einschränkenden
Auslegung der Norm nicht entgegen.
Auch unter Gesichtspunkten des Gläu-
bigerschutzes sei bei positiver Progno-

se ein schematisches Anknüpfen an
ein zwischenzeitlich aufgehobenes In-
solvenzverfahren weder geboten noch
sinnvoll. CS
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